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Die Produktion

Die Roheisenproduktion ist von Dezember auf Januar 
beträchtlich gestiegen: umgerechnet auf den Arbeitstag 
wurden im Januar 35 400 t Roheisen gegenüber 28 500 t 
im Dezember erzeugt. Aus dieser Steigerung kann 
jedoch nicht auf eine konjunkturelle Zunahme der Pro­
duktion geschlossen werden. Sie dürfte vielmehr damit 
zusammenhängen, daß nun die während der Aussper­
rung zurückgestellten Aufträge erledigt werden. Rechnet 
man die Produktion der letzten drei Monate zusammen, 
so ergibt sich ein Produktionsvolumen, das beträchtlich 
geringer ist, als in den drei der Aussperrung voraus­
gegangenen Monaten. Einer arbeitstäglichen Produktion 
von 33 000 t im Durchschnitt der Monate August bis Okto­
ber stehen 24 300 t im Durchschnitt der Monate Novem­
ber bis Januar gegenüber. Daraus ergibt sich, daß trotz der 
Steigerung der Erzeugung von Dezember auf Januar der 
Produktionsausfall infolge der Aussperrung nicht ausge­
glichen worden ist.

Aus dem Wochenbericht Nr. 47 vom 20. Februar 1929

© DIW Berlin 1928
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EDITORIAL

Industrie in der Stadt: 
Wachstumsmotor mit Zukunft
Von Martin Gornig, Heike Belitz, Kurt Geppert, Ralf Löckener, Alexander Schiersch und Axel Werwatz

Die Industrie in Deutschland war in den letzten Jahren im 

europäischen Vergleich besonders erfolgreich. Der Stand-

ort profitiert dabei von seiner zentralen Lage in Europa. 

Aber auch die nationalen Rahmenbedingungen wie die 

Forschungslandschaft sind hierzulande günstig. Innerhalb 

Deutschlands ist die Industrie räumlich sehr heterogen 

verteilt: Starke Industriestandorte sind vor allem die süd-

deutschen Agglomerationen um Stuttgart und München mit 

ihrer Spezialisierung auf hochwertige Technologiebranchen 

wie den Maschinenbau, die Elektrotechnik und den Straßen

fahrzeugbau. In Berlin oder Hamburg ist der Industrieanteil 

weit unterdurchschnittlich.

Mit dem digitalen Wandel steht die Industrie vor einem 

großen Umbruch, der potentiell auch die räumlichen Stand-

ortmuster verändern wird. Das gilt für die internationale 

Arbeitsteilung aber insbesondere auch für die regionalen 

Strukturen innerhalb einzelner Länder, also auch in Deutsch

land. Das DIW Berlin hat daher gemeinsam mit der Sustain 

Consult in einem durch die Hans-Böckler-Stiftung geför-

derten Forschungsvorhaben empirische Analysen zu 

den möglichen künftigen industriellen Raumstrukturen in 

Deutschland durchgeführt. Wesentliche Ergebnisse dieses 

Vorhabens werden in den drei Berichten dieses Heftes 

dargestellt.

Historisch sind Industrie und Stadt untrennbar miteinander 

verbunden. Mit der Industrialisierung wurden viele neue 

Städte gegründet, sie gab traditionellen Zentren einen 

Wachstumsschub. In den Städten wurden die Technologien 

und Produkte entwickelt, die wiederum das Wachstum 

der Industrie vorantrieben. Nach dem Zweiten Weltkrieg 

verschoben sich die Gewichte zugunsten weniger dicht 

bevölkerter Gebiete – zumindest was die Fertigung im 

engeren Sinn angeht. Mittlerweile wird aber immer deut-

licher, dass die großen Städte über ein enormes industri-

elles Entwicklungspotential verfügen. Sie produzieren das 

Wachstumselixier der Zukunft: Wissen. Mehr als 15 Prozent 

der Hochschulabsolventinnen und Absolventen in den 

Bereichen Mathematik, Ingenieur-, Natur- und Technikwis-

senschaften legen ihren Abschluss in einer der drei größten 

Universitätsstädte Berlin, München und Hamburg ab. In 

den Regionen München, Rhein/Main, Stuttgart und Berlin 

werden mehr als ein Viertel aller Patentanmeldungen in 

Hochtechnologiesektoren vorgenommen. Entsprechend ist 

der Einsatz der Produktionsfaktoren in den Agglomerationen 

besonders effektiv. Die Industrie weist an zentralen und hoch 

verdichteten Standorten eine weit über dem Durchschnitt 

liegende Gesamtproduktivität, gemessen an der Totalen 

Faktorproduktivität (TFP), auf.

Für eine Renaissance der Großstädte als Industriestandorte 

spricht das Gründungsgeschehen in der Industrie, das im 

ersten Bericht dieser Ausgabe unter die Lupe genommen 

wird. Die industrielle Gründungsintensität (neue Unterneh-

men pro Beschäftigte) liegt in den großen Agglomerationen 

um fast 40 Prozent über der im Rest der Republik. Dies gilt 

für München und insbesondere für Berlin, aber mittlerweile 

auch für die Regionen Leipzig und Dresden sowie die Metro-

polen an Rhein und Ruhr. Maßgeblich für die neue Attrakti-

vität der Agglomerationen könnten die Vorteile der räum-

lichen Nähe zu Forschungseinrichtungen und Kundschaft 

der neuen (digitalen) Industrie sein. Entsprechend entstehen 

zum Beispiel in Berlin viele neue Industrieunternehmen 

in der Innenstadt, nicht nur in den derzeit so erfolgreichen 

Investitionsgüterindustrien wie dem Maschinenbau, sondern 

auch in vielen konsumorientierten Industrien aus Bereichen 

wie Bekleidung oder Ernährung.

Ihre Funktion als Wachstumsmotor wird die Industrie aber 

nur erfolgreich übernehmen können, wenn auch die digitale 

Transformation der industriellen Bestände gelingt. Gemein-

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2018-47-1

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2018-47-1
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Editorial

Unternehmen und Hochschulen sowie anderen öffentlichen 

Forschungseinrichtungen ist in Deutschland schwächer 

ausgeprägt als in vielen anderen europäischen Ländern. 

Dabei gibt es deutliche regionale Unterschiede innerhalb 

Deutschlands. In Städten wie München, wo forschungsstarke 

Hochschulen und wissenschaftliche Institute auf eine hohe 

Konzentration großer technologieorientierter Industrieunter

nehmen treffen, ist der Wissenstransfer relativ intensiv. Dies 

zeigt sich beispielsweise an deutlich überdurchschnittli-

chen Einnahmen der Hochschulen von der gewerblichen 

Wirtschaft. Die Hochschulen Berlins sind zwar ebenfalls 

forschungsstark und sehr aktiv in der Anwendung und dem 

Transfer von neuem Wissen. Bei der kleinteiligen Struktur 

der Berliner Industrie fehlt es aber an potenten lokalen 

Partnern für umfangreichere Kooperationsvorhaben. Das 

große Wissenspotenzial der Hochschulen könnte dennoch 

wirtschaftlich stärker genutzt werden, wenn die Mittel der 

Hochschulen für Wissens- und Technologietransfer – auch 

mit Blick auf kleine und mittlere Unternehmen sowie auf 

Neugründungen – deutlich aufgestockt und auf eine dauer-

haftere Grundlage gestellt würden.

Generell erscheint es sinnvoll, bei der Förderung des 

Wissens- und Technologietransfers stärker auf Anreiz- und 

Marketingelemente zu setzen. Politik und Hochschulen 

sollten bei der Ressourcenverteilung die FuE-Kooperation 

von Hochschulangehörigen mit Unternehmen sehr viel 

höher gewichten als bisher. Ebenso bedeutsam wie diese 

Anreizkomponente ist ein auf Dauer angelegtes massives 

Marketing. Ein wesentliches Element ist dabei eine Außen-

darstellung der Hochschulen und ihrer einzelnen Forscher

Innen, die Unternehmen eine schnelle und zuverlässige 

Orientierung über mögliche Anknüpfungspunkte und eine 

zielgerichtete Kontaktaufnahme erlaubt.

same Analysen mit der Sustain Consult, in einem weiteren 

Bericht dieses Heftes vorgestellt, zeigen am Beispiel Berlins 

einen großen Anpassungsbedarf in den Bereichen indus-

trieorientierter Gesundheitswirtschaft (Medizintechnik, 

Pharma) und Energietechnik (Erzeugung, Antriebe). Durch 

Nachfrageveränderungen und die Digitalisierung der 

Wertschöpfungsketten werden bestehende Produktions-

kapazitäten nicht mehr benötigt. Zudem ist in international 

agierenden Konzernstrukturen die Bereitschaft, nach neuen 

Aufgaben und Produkten an den vorhandenen Standorten 

zu suchen, gering. Gleichzeitig ergeben sich aber auch für 

etablierte Standorte durch die Verknüpfung mit der in den 

Städten sehr aktiven Gründerszene Entwicklungsperspekti-

ven in den erfolgversprechenden Zukunftsmärkten Energie, 

Verkehr und Gesundheit. Als ein Beispiel hierfür könnte sich 

der geplante Siemens-Campus in Berlin erweisen.

Um aus dem zweifelsohne vorhandenen Potential der Digi-

talisierung tatsächlich eine Renaissance des Industriestand-

orts Großstadt zu machen, müssen allerdings aus den Grün-

dungen schnell wachsende Industrieunternehmen werden. 

Die Politik kann in vielfacher Weise die Wachstumsprozesse 

unterstützen. Dies gilt beispielsweise für die verbesserte 

Bereitstellung von Risikokapital, die Intensivierung des 

Wissenstransfers oder die Verfügbarkeit von Fachkräften 

aus dem In- und Ausland. Als ein zentraler Engpass könnte 

sich allerdings die zunehmende Flächenknappheit in den 

Agglomerationen erweisen. Eine zentrale Aufgabe der Politik 

wird es daher sein, die bestehenden Nutzungskonflikte zwi-

schen Wohnen und Gewerbe aufzulösen.

Die Bedeutung der Großstädte als Standorte moderner 

Industrie hängt auch davon ab, wie intensiv das von Hoch-

schulen und Forschungsinstituten produzierte neue Wissen 

wirtschaftlich genutzt wird. Die Kooperation zwischen 
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Audio-Interview mit Martin Gornig 
www.diw.de/mediathek

ZITAT

„Wir haben eine lange Zeit der Massenproduktion hinter uns, mit einem großen Bedarf 

an Flächen. Dementsprechend ist die Industrie aus den Städten gegangen. Wenn wir 

aber mit digitaler Technik in der Lage sind, Kleinserien zu produzieren, dann wird es 

zu einem Wettbewerbsvorteil, nah am Kunden zu sein.“  

— Martin Gornig, Studienautor —

Die industrielle Gründungsintensität war in den vergangenen Jahren in den Städten höher als in anderen Regionen, 
es wurden dort überdurchschnittlich viele Hightech- und Lowtech-Betriebe gegründet
Gründungen industrieller Betriebe je 100 000 Beschäftigte in der Industrie (rechts: in der jeweiligen Technologieklasse), 
2012 bis 2016, jeweils übriges Bundesgebiet = 100

Berlin

230

63

Hamburg

105

München

47

Stuttgart

77

Rhein-Main

66

Rhein-Ruhr
76

Leipzig/Dresden

58

Übriges Bundesgebiet

Mediumtech

Lowtech

Hightech

Berlin

439
489

254
Hamburg

102
170

68

München

161 181

284

Stuttgart

74
122 125

Rhein-Main

122 114
175

Rhein-Ruhr

120 94
152

Leipzig/Dresden

119 125 141

Quellen: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder, Statistische Landesämter, eigene Berechnungen.

AUF EINEN BLICK

Anzeichen für eine Reurbanisierung der Industrie
Von Martin Gornig und Axel Werwatz

•	 Historisch gehörte die Industrie in die Stadt, seit dem Zweiten Weltkrieg hat sie sich vorzugsweise 
in wenig dichte Regionen angesiedelt

•	 Auswertung von Betriebsgründungen zwischen 2012 und 2016 zeigt: In deutschen Metropolen 
wurden mehr Industrieunternehmen gegründet als in anderen Regionen

•	 Hierbei zeichnen sich neue Muster ab: Städte wie Berlin oder Leipzig/Dresden, die zuletzt 
industriearm waren, erleben viele Gründungen

•	 Das Beispiel Berlin legt nahe, dass Nähe zu Forschungseinrichtungen und zur Kundschaft die 
Standortwahl maßgeblich für die Attraktivität der Stadt sind

•	 Um die neuen Potentiale zu nutzen, müssen Städte unter anderem Lösungen für den Konkurrenz-
kampf zwischen Gewerbe- und Wohnflächen bieten

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Wird das verarbeitende Gewerbe, das seit dem Zweiten 

Weltkrieg die Städte zugunsten weniger verdichteter Räume 

verlassen hat, in die Innenstädte zurückgelockt? Dieser 

Bericht analysiert das industrielle Gründungsgeschehen der 

Jahre 2012 bis 2016, aus dem sich die Standortpräferenzen 

neuer Unternehmen erschließen. Die Auswertung zeigt, dass 

die Gründungintensität in den großen Agglomerationen im 

Durchschnitt um fast 40 Prozent höher ist als in den übrigen 

Regionen der Bundesrepublik. Verantwortlich für die Attrak-

tivität der Agglomerationen könnten die Vorteile der räum

lichen Nähe zu Forschungseinrichtungen und Kundschaft für 

die neue (digitale) Industrie sein. Entsprechend werden viele 

Unternehmen in den Innenstädten gegründet. Um die Wachs-

tumspotentiale in den Städten zu erschließen, müssen daher 

nicht nur die Zuflüsse von Risikokapital, Wissen und Fach-

kräften gesichert, sondern auch Flächenengpässe beseitigt 

werden.

Historisch sind Industrie und Stadt untrennbar verbunden.1 
Mit der Industrialisierung im 19. Jahrhundert wurden viele 
neue Städte gegründet und traditionelle Zentren wuchsen 
immer schneller. In den Städten wurden die Technologien 
und Produkte entwickelt, die wiederum das Wachstum der 
Industrie vorantrieben.

Nach dem Zweiten Weltkrieg prägten Suburbanisierungs­
prozesse die räumlichen Muster in Deutschland, wie in vie­
len anderen Industrieländern. Flächenintensive, ebenerdige 
Produktionsorganisation, flexible LKW-basierten Logistik­
strukturen und Umweltschutzauflagen vertrieben die Indus­
trie teilweise aus den Zentren.2 Mittlerweile wirkt sich der 
Verdichtungsgrad, also der Grad der Urbanisierung, in den 
Regionen der Europäischen Union negativ auf den Indust­
rieanteil, wie eine entsprechende Auswertung bei Kontrolle 
um nationale Einflüsse zeigt.3 Gegenüber den Referenz­
regionen mit geringer Verdichtung ist der Industrieanteil 
in sehr hochverdichteten Regionen um fast neun Prozent­
punkte geringer (Abbildung 1). Auch bei hoher Verdichtung 
liegt die Differenz noch bei sechs Prozentpunkten. Positiv 
auf den Industrieanteil wirkt sich hingegen die geographi­
sche Lage innerhalb Europas aus. Je zentraler eine Region, 
desto höher ist ihr erwarteter Industrieanteil.

Deutschland profitiert dabei auch von seiner zentralen Lage 
in Europa: Die großen Absatzmärkte der EU sind leicht zu 
erreichen. Aber auch wenn man um solche Einflüsse wie 
wirtschaftsgeographische Lage und Agglomerationsgrad 
kontrolliert, sind andere nationale Rahmenbedingungen 
wie die Forschungslandschaft oder das Kostenniveau für die 
Industrie in Deutschland offensichtlich günstig.4

1	 Helmuth Croon (1963): Zur Entwicklung deutscher Städte im 19. und 20. Jahrhundert. In: Studium 

Generale – Zeitschrift für die Einheit der Wissenschaften im Zusammenhang ihrer Begriffsbildungen und 

Forschungsmethoden (9), 565-575.

2	 Walter Siebel (2005): Suburbanisierung. In: ARL – Akademie für Raumforschung und Landesplanung 

(Hrsg.): Handwörterbuch der Raumordnung. Hannover, 1135-1140.

3	 Martin Gornig und Axel Werwatz (2018): Industrielle Potentiale in den Regionen der Europäischen 

Union, Technische Universitär Berlin (mimeo).

4	 Zu diesen Rahmenbedingungen zählen auch beispielsweise das Steuersystem, Arbeitsrecht, Sozial-

systeme.

Anzeichen für eine Reurbanisierung 
der Industrie
Von Martin Gornig und Axel Werwatz

REURBANISIERUNG DER INDUSTRIE

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2018-47-2
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Reurbanisierung der Industrie

Der Rückzug der Industrie aus den Städten seit Ende des 
Zweiten Weltkriegs hat Deutschland geprägt, dessen Wirt­
schaftskraft sich mehr als in anderen europäischen Ländern 
auf das Verarbeitende Gewerbe stützt.5 Insbesondere in den 
großen kreisfreien Städten liegen die Beschäftigtenanteile 
der Industrie generell weit unter dem Bundesdurchschnitt.6 
Betrachtet man allerdings nicht nur die Stadt, sondern die 
Stadt zusammen mit ihrem Umland, ist die Bedeutung 
der Industrie in den verschiedenen großen Agglomera­
tionen sehr unterschiedlich (Abbildung 2).7 In den Regio­
nen Stuttgart und München arbeiten relativ zur Einwohner­
zahl deutlich mehr Menschen im verarbeitenden Gewerbe 
als im Bundesdurchschnitt. In Berlin und Hamburg ist der 
Industriebesatz dagegen deutlich niedriger. Die Region Leip­
zig/Dresden liegt gleichauf mit den Stadtregionen Rhein/
Main und Rhein/Ruhr.

Entscheidend für die Unterschiede zwischen den Stadtregio­
nen sind die verschiedenen Spezialisierungen. Differenziert 
man nach Technologiebereichen entlang den von der OECD 
festgelegten Kategorien,8 so zeigen sich die Regionen Stutt­
gart und München besonders stark bei Hightech-Industrien 
wie Pharmazie, Straßenfahrzeugbau, Maschinenbau, Elekt­
rotechnik. In den Regionen Rhein/Ruhr und Leipzig/Dres­
den sind insbesondere Branchen der mittleren Technologie 
stark ausgeprägt, beispielsweise die Chemie- und Metall­
industrie. Im Bereich Niedrigtechnologie (Lowtech) sind die 
Unterschiede wenig ausgeprägt. Selbst Hamburg und Ber­
lin weisen bei den hierzu zählenden Branchen der Konsum­
güterindustrien und des Ernährungsgewerbes durchschnitt­
liche Werte auf.

Im Folgenden wird untersucht, inwiefern das industrielle 
Gründungsgeschehen sich von diesen bestehenden Struk­
turen unterscheidet.9

Industrielle Entwicklungsmuster verändern sich

Die Entwicklungsbedingungen und Wachstumsmuster 
der Industrie verändern sich grundlegend. In Deutschland 
wird dieser Umbruch als vierte industrielle Revolution unter 
dem Stichwort Industrie 4.0 erfasst. Neue digitale Kunden­
beziehungen, neue datengetriebene Steuerungsprozesse, 
neue sensorgesteuerte Robotergenerationen oder neue addi­
tive Fertigungstechnologien schaffen neue Möglichkeiten, 

5	 In Deutschland hat die Industrie mit einem Anteil an der Wertschöpfung von über 23 Prozent eine im 

internationalen Vergleich besonders große Bedeutung für die wirtschaftliche Leistungskraft.

6	 Siehe Abbildung 5 in Christian Franz, Marcel Fratzscher und Alexander S. Kritikos (2018): AfD in dünn 

besiedelten Räumen mit Überalterungsproblemen stärker. DIW Wochenbericht Nr. 8, S. 141 (online verfügbar, 

abgerufen am 8. November 2018. Dies gilt insofern nicht anders vermerkt auch für alle anderen Online

quellen in diesem Bericht.)

7	 Als Beobachtungseinheit Raumordnungsregionen verwendet. Raumordnungsregionen sind 

funktionalräumliche, bundesweit vergleichbare Analyseregionen für Zwecke der Raumbeobachtung 

und Politikberatung, die vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung definiert werden. Die 

96 Raumordnungsregionen sind in der Größe zwischen Kreisen und Regierungsbezirken anzusiedeln und 

respektieren generell die Grenzen der Bundesländer. Siehe auch Webseite des Bundesinstituts für Bau-, 

Stadt- und Raumforschung.

8	 Eurostat (2017): Glossar: Klassifikation des verarbeitenden Gewerbes nach der Technologieintensität 

(online verfügbar).

9	 Der vorliegende Bericht beruht auf Analysen, die durch die Forschungsförderung der Hans-Böckler-

Stiftung unterstützt wurden.

industrielle Produktionsprozesse und Produkte zu denken 
und zu realisieren.10 Damit verbunden sind auf der einen 
Seite enorme Rationalisierungspotentiale, die ganze Pro­
duktionsschritte und Berufsgruppen überflüssig machen.11 
Auf der anderen Seite ergeben sich völlig neue Absatz­
potentiale, beispielsweise durch kleinstserielle Fertigung 
und sofort-Produktionen.12

Die Bedeutung von räumlichen Kostenunterschieden oder 
von Raumüberwindungskosten verändern sich. Entspre­
chend sind unterschiedliche Szenarien vorstellbar, wie sich 
die Raumstruktur des Industrie ändern kann.13 Mit Blick auf 

10	 Michael Hüther (2016): Digitalisierung: Systematisierung der Trends im Strukturwandel – 

Gestaltungsaufgabe für die Politik. IW policy paper 15 (online verfügbar).

11	 Marc Ingo Wolter et al. (2015), Industrie 4.0 und die Folgen für Arbeitsmarkt und Wirtschaft. 

IAB Forschungsbericht 8/2015 (online verfügbar); Dauth et al. (2017): German Robots – The Impact of 

Industrial Robots on Workers. IAB Discussion Paper 30/2017 (online verfügbar).

12	 PricewaterhouseCoopers (2014): Industrie 4.0: Chancen und Herausforderungen der vierten indust-

riellen Revolution (online verfügbar); Yoram Koren (2010): The Global Manufacturing Revolution: Product-

Process-Business Integration and Reconfigurable Systems. Hoboken, New Jersey.

13	 Bertelsmann Stiftung und Stiftung neue Verantwortung (2016): Auf dem Weg zum Arbeitsmarkt 4.0? 

Mögliche Auswirkungen der Digitalisierung auf Arbeitsmarkt und Beschäftigung in Deutschland bis 2030 

(online verfügbar).

Abbildung 1

Einfluss der wirtschaftsgeografischen Lage und des Urbanitäts-
grades auf den Beschäftigtenanteil im verarbeitenden Gewerbe 
in den Regionen* der EU
2000 bis 2015, Differenz in Prozentpunkten
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0

sehr nah nah fern sehr fern niedrig mittel hoch sehr hoch

Entfernung zur Zentralregion der EUa) Bevölkerungsdichtec)

Kategorienb) Kategoriend)

*Regionen in der Abgrenzung von NUTS2

a) � LKW-Reisezeit zur EU-Zentralregion („Blauer Banane“): sehr nah (unter zwei Stunden), nah (zwei bis unter acht Stunden), 
fern (acht bis unter 16 Stunden) sehr fern (über 16 Stunden)

b) � Referenzwert: EU-Zentralregion
c) � niedrig (29 bis 285 Einwohner pro Quadratkilometer), mittel (286 bis 529 Einwohner/km2), hoch (530 bis 1 053 Einwohner/

km2), sehr hoch (mehr als 1 053 Einwohner/km2)
d) � Referenzwert: sehr geringe Bevölkerungsdichte (unter 29 Einwohner/km2)

Anmerkung: Die EU-Zentralregion ist ein dicht bevölkerter, bananenförmiger Raum zwischen Nordengland und Mittelmeer, 
der u. a. die Benelux-Staaten, Teile Deutschlands, die Schweiz und Norditalien umfasst und sich durch ein hohes Grad der 
wirtschaftlichen Verflechtung und Dynamik auszeichnet. Vgl. Roger Brunet et al (1989): Les villes européennes, RECLUS-DATAR.

Lesebeispiel: In einer Region, die zwischen acht und 16 Stunden LKW-Reisezeit von der EU-Zentralregion entfernt liegt, ist der 
Beschäftigtenanteil im verarbeitenden Gewerbe um etwa zehn Prozentpunkten geringer als in der EU-Zentralregion.

Quelle: Eurostat; Gornig und Werwatz (2018), a. a. O.

© DIW Berlin 2018

Je näher an die EU-Zentralregion gelegen und je niedrig bevölkert, desto höher der 
Beschäftigtenanteil im verarbeiten Gewerbe.

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.578543.de/18-8-3.pdf
http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Raumbeobachtung/Raumabgrenzungen/Raumordnungsregionen/raumordnungsregionen_node.html
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Glossary:High-tech_classification_of_manufacturing_industries/de
https://www.iwkoeln.de/studien/iw-policy-papers/beitrag/michael-huether-digitalisierung-systematisierung-der-trends-im-strukturwandel-gestaltungsaufgabe-fuer-die-wirtschaftspolitik-317419.html
http://doku.iab.de/forschungsbericht/2015/fb0815.pdf
http://doku.iab.de/discussionpapers/2017/dp3017.pdf
https://www.strategyand.pwc.com/media/file/Industrie-4-0.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/user_upload/Auf_dem_Weg_zum_Arbeitsmarkt_4_0_.pdf
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die Entwicklungspotentiale von Agglomerationen werden 
sowohl industrielle Prozesse im Hightech-Sektor diskutiert, 
die die Stadtgesellschaften weiter spalten können, als auch 
Potentiale beschrieben für die Revitalisierung von bislang 
benachteiligten Stadtquartieren.14

Die vorliegende Analyse wählt einen empirischen Zugang, 
um der Frage der räumlichen Neuordnung der Indus­
trie nachzugehen. Als Arbeitshypothese wird davon aus­
gegangen, dass neugegründete Betriebe am ehesten Auf­
schluss über neue Standortpräferenzen geben, die auch 
digitale Rahmenbedingungen berücksichtigen. Sie können 

14	 Dieter Läpple (2016): Produktion zurück in die Stadt. Bauwelt 35.

uns also auf die Spur möglicher künftiger räumlicher Ent­
wicklungsmuster bringen.15 Entsprechend wird hier ausge­
wertet, wo in Deutschland neue Industrieunternehmen ent­
stehen. Als Gründungen werden hier die Errichtungen neuer 
rechtlich selbständiger Betriebe im verarbeitenden Gewerbe 
laut Gewerbeanmeldungen erfasst.

Agglomerationen haben hohe industrielle 
Gründungsintensität

Aufschlussreicher als die absolute Zahl der Gründungen ist 
hier die Gründungsintensität. Es werden die industriellen 
Gründungen im Durchschnitt der Jahre 2012 bis 2016 bezo­
gen auf die Beschäftigten im verarbeitenden Gewerbes am 
Beginn des Beobachtungszeitraumes ausgewertet, um mög­
liche Veränderungsdynamiken in den Standortmustern zu 
identifizieren (Abbildung 3).

Dabei lässt sich zunächst festhalten, dass die Gründung­
intensität im Durchschnitt der genannten Agglomerationen 
mit 80 Gründungen je 100 000 Beschäftigten um fast 40 Pro­
zent höher liegt als in den übrigen Regionen der Bundes­
republik.

Gleichzeitig unterscheiden sich die Gründungsintensitäten 
auch stark zwischen den Agglomerationen. Spitzenreiter 
sind dabei nicht unbedingt die bislang erfolgreichen Regio­
nen. Dies gilt insbesondere für Berlin. In der Hauptstadt wer­
den bezogen auf die bisherige Industriebeschäftigung fast 
viermal so viele Unternehmen im verarbeitenden Gewerbe 
gegründet wie in der übrigen Bundesrepublik. Ebenfalls 
überdurchschnittliche Gründungsintensitäten weisen die 
Regionen Leipzig/Dresden, das Rhein/Main-Gebiet und 
die Metropolen an Rhein und Ruhr auf. Von den bislang so 
wachstumsstarken süddeutschen Agglomerationen weist 
nur München eine starke industrielle Gründungsintensität 
auf. In der Region Stuttgart entstehen hingegen bezogen auf 
die bisherige Beschäftigung unterdurchschnittlich wenig 
neue Industrieunternehmen. Insgesamt deutet das Grün­
dungsgeschehen darauf hin, dass sich die industriellen 
Wachstumsmuster nicht nur zugunsten der großen Städte 
verschieben, sondern sich auch zwischen den Agglomera­
tionen neue Hierarchien herausbilden können.

Um abschätzen zu können, ob die neuen Wachstums­
muster wesentlich durch die Entstehung einer neuen (digi­
talen) Hightech-Industrie oder auch durch eine einfachere 
konsumorientierte Industrie getragen werden, wurden die 
Gründungen den verschiedenen Technologiebereichen der 
OECD zugeordnet.16 In Abbildung 4 sind die Gründungs­
intensitäten der betrachteten Agglomerationen jeweils in 
Bezug zur durchschnittlichen Entwicklung in der übrigen 
Bundesrepublik gesetzt worden.

15	 Wesentlich für das mittelfristige Abschneiden der großen Städte ist auch die erfolgreiche Digitalisie-

rung bei bestehenden Industriebetrieben. Vgl. dazu Ralf Löckener und Martin Gornig (2018): Herausforde-

rungen für bestehende Industrieunternehmen am Beispiel Berlin. DIW Wochenbericht Nr. 47.

16	 Die Bereiche Spitzentechnologie und hochwertige Technologie wurden dabei zum Bereich Hightech 

zusammengefasst. Siehe hierzu auch die Fußnote 8.

Abbildung 2

Bedeutung des verarbeitenden Gewerbes in den großen 
deutschen Agglomerationen
Beschäftigte je 1 000 Einwohner im Jahr 2015, nach Technologie
bereich

Hightech Mediumtech
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4
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24

Stuttgart
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München
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19

Rhein-Main

37
27

18

Rhein-Ruhr

36

22 23

Leipzig/Dresden

Anmerkung: Zur Klassifikation der Industrie nach Technologieintensität siehe Fußnote 8 im Haupttext.

Quelle: EUROSTAT, Berechnungen der Autoren.

© DIW Berlin 2018

In den süddeutschen Metropolen sind überdurchschnittlich viele Beschäftigte in 
der Industrie tätig, davon wiederum überdurchschnittlich viele im Hochtechnologie
segment.



1009DIW Wochenbericht Nr. 47/2018

Reurbanisierung der Industrie

Besonders im Bereich der Lowtech-Industrien weisen die 
Agglomerationen eine Anziehungskraft auf industrielle 
Gründerinnen und Gründer auf. In Berlin ist die Gründungs­
intensität fünfmal und in München dreimal so hoch wie im 
Durchschnitt der nicht-urbanen Regionen. In Hamburg und 
im Rhein/Main-Gebiet übersteigt die Gründungsintensität 
in den Lowtech-Industrien den Referenzwert immerhin um 
rund 70 Prozent. Aber auch in Stuttgart, Leipzig, Dresden 
und den Metropolen an Rhein und Ruhr ist die Gründungs­
intensität in diesem Segment überdurchschnittlich. Dieses 
Ergebnis könnte darauf hindeuten, dass sich mit der Digi­
talisierung gerade im Bereich eher traditioneller Konsum­
güterindustrien neue Entwicklungspotentiale in den Städ­
ten eröffnen. Insbesondere durch digitale Fertigungstech­
nologien werden Kleinstserienproduktionen in Kundennähe 
ermöglicht (Customisierung).

Gleichzeitig weisen die Agglomerationen mit ihrer ausge­
bauten Forschungsinfrastruktur insgesamt auch im Bereich 
der Hightech-Industrien eine deutlich höhere Gründungs­
intensität auf als die übrigen Regionen der Bundesrepub­
lik. Spitzenreiter ist hier die Bundeshauptstadt. Bezogen auf 
die Beschäftigung im verarbeitenden Gewerbe im Jahr 2012 
werden in Berlin mehr als viermal so viele Hightech-Unter­
nehmen gegründet wie in den Nicht-Agglomerationen. Im 
Vergleich dazu ist die Gründungsintensität im Mediumtech- 
Bereich in Berlin relativ gering. Eine ähnliche Polarisierung 
im Gründungsgeschehen weisen Hamburg, das Rhein/​
Main-Gebiet und die Region Rhein/Ruhr auf. In der Region 
Stuttgart fällt hingegen gerade bei den Hightech-Industrien, 
in denen die Region insgesamt derzeit so erfolgreich ist, die 
Gründungsintensität unterdurchschnittlich aus.

Industrie sucht offensichtlich Nähe zu 
Hochschulen und Kundschaft

Hinweise darauf, was die großen Städte so attraktiv für indus­
trielle Gründungen macht, können die Gründungsstandorte 
innerhalb der Städte liefern. Hier konnte dies für die größte 
deutsche Stadt mit der absolut wie relativ höchsten Grün­
dungsdynamik, Berlin, umgesetzt werden. Am Forschungs­
datenzentrum der Statistischen Landesamtes Berlin-Bran­
denburg wurden dazu die Einzeldaten des Unternehmens­
registers ausgewertet.17 Zur Wahrung des Datenschutzes 
wurden die Unternehmensstandorte 60 sogenannten sta­
tistischen Planungsräumen in der Stadt zugeordnet.18 Für 
die Jahre 2013 und 2014 konnten auch die Gründungen die­
sen Räumen zugeordnet werden.

Die industriellen Gründungen in Berlin weisen dabei eine 
hohe räumliche Konzentration auf. Bei den Gründungen im 
Bereich der Hightech-Industrien entfallen rund ein Drittel 
der 155 Gründungen auf sechs bevorzugte Standorte (Abbil­
dung 5). Die höchste Gründungszahl im Hightech-Bereich 

17	 Jan Klare (2017): Industriestandort Berlin. Ergebnisse einer Auswertung des Unternehmensregisters. 

Zeitschrift für amtliche Statistik Berlin- Brandenburg, 11 (4), 58-63.

18	 Die Webseite FIS-Broker der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen gibt Auskunft über 

die Flächennutzung der Planungsräume.

ist im westlichen Innenstadtbereich im Bezirk Charlotten­
burg zu verzeichnen. Dort befindet sich der Hauptcampus 
der Technischen Universität, unweit ist auch die Beuth 
Hochschule für Technik angesiedelt. Zu den bevorzugten 
Gründungsstandorten zählt beispielsweise auch Adlershof 
im Südosten Berlins, in dem sich ein Campus der Hum­
boldt-Universität und ein großes Technologiezentrum befin­
den.19 Eine nicht unwesentliche Rolle spielt für die Unter­
nehmen hierbei sicherlich die Deckung ihres hohen Bedarfs 
an qualifizierte Fachkräfte.

19	 Lars Handrich, Ferdinand Pavel und Sandra Proske (2008): Standort Berlin-Adlershof: kräftige Impulse 

für die Stadt. Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 4, 41-46 (online verfügbar).

Abbildung 3

Betriebsgründungen* in Deutschland im verarbeitenden 
Gewerbe
Je 100 000 Beschäftigte im verarbeitenden Gewerbe, Durchschnitt 
der Jahre 2012 bis 2016
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Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder, Statistische Landesämter, Berechnungen der Autoren.

© DIW Berlin 2018

In Berlin wurden in den Jahren 2012 bis 2016 gemessen an den Beschäftigten in der 
Industrie die meisten Industriebetriebe gegründet.

http://fbinter.stadt-berlin.de/fb/index.jsp
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.78378.de/08-4-2.pdf
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Fazit: Reurbanisierung der Industrie möglich, 
wenn die Politik die richtigen Weichen stellt

Die räumlichen Standortmuster der Industrie justieren sich 
neu. Dies gilt nicht nur für die internationale Arbeitsteilung, 
sondern auch für die regionalen Strukturen in Deutschland. 
Eine Analyse des industriellen Gründungsgeschehens hier­
zulande weist darauf hin, dass Agglomerationen von den 
neuen (digitalen) Produktionsmustern profitieren kann. 
Maßgeblich verantwortlich für die Attraktivität der Agglo­
merationen für die (digitale) Industrie scheinen der Bedarf 
an räumlicher Nähe zu Forschungseinrichtungen und 
KonsumentInnen zu sein.

Aus wachstumspolitischer Sicht kann die Stadt so wieder 
mehr und mehr zum Inkubator für die Erneuerung der 
Industrie werden. Der Ausbau von Hightech-Industrien und 
die Erschließung neuer Wachstumspotentiale in Konsum­
güterindustrien festigen langfristig die Wettbewerbsstellung 
Deutschlands in der Welt.

Aus regionalpolitischer Sicht sind die möglichen Reurbani­
sierungstendenzen der Industrie unterschiedlich zu bewer­
ten. Auf der einen Seite könnten sie das bestehenden Gefälle 
in der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zwischen Stadt 
und Land noch vergrößern. Auf der anderen Seite würde 
ein genereller Reurbanisierungstrend der Industrie einer 
weiteren Polarisierung der Wachstumsprozesse auf wenige 
süddeutsche Zentren in Bayern und Baden-Württemberg 
entgegenwirken.20

Um aus dem Potential der Digitalisierung tatsächlich 
eine Wiederbelebung des Industriestandorts Großstadt zu 
machen, müssen allerdings aus den neugegründeten Unter­
nehmen nachhaltige, wachsende Industrieunternehmen 
werden. Die Politik kann in vielfacher Weise die Wachstum­
sprozesse unterstützen. Dies gilt beispielsweise für die ver­
besserte Bereitstellung von Risikokapital, die Intensivierung 
des Wissenstransfers oder die Verfügbarkeit von Fachkräf­
ten aus dem In- und Ausland.21

Als ein wichtiger Engpass könnte sich darüber hinaus die 
zunehmende Flächenknappheit in den Agglomerationen 
erweisen. Die geringe Verfügbarkeit bezahlbaren Wohn­
raums in den Innenstädten setzt die Politik unter Druck, 
gerade in den Großstädten zusätzliche Wohnbauflächen zu 
aktivieren. Gleichzeitig bieten aber auch für die neue (digi­
tale) Industrie die Innenstädte durch die Nähe zu exzellen­
ter Forschung und zahlungskräftiger Kundschaft entschei­
dende Wachstumsvorteile. So weisen Analysen von schnell 

20	 Alexander Eickelpasch und Rainer Behrend (2017): Industrie in Großstädten: Klein, aber fein. 

DIW Wochenbericht, Nr. 32/33, 639-651 (online verfügbar, abgerufen am 16. November 2018).

21	 Alexander S. Kritikos (2016), Berlin: Hauptstadt der Gründungen, aber (noch) nicht der schnell wach-

senden Unternehmen. DIW Wochenbericht Nr. 29, 637-644 (online verfügbar); Kirsti Dautzenberg et al. 

(2012): Studie über schnell wachsende Unternehmen (Gazellen). Ramboll und Creditreform, im Auftrag des 

Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie (online verfügbar).

Ebenfalls stark auf wenige Standorte konzentriert ist das 
Gründungsgeschehen bei Lowtech-Industrien. Hier ent­
fallen sogar deutlich mehr als ein Drittel der Gründungen 
auf die sechs beliebtesten Standorte (Abbildung 6). Diese 
bevorzugten Gründungsstandorte liegen allesamt im hoch­
verdichteten Innenstadtbereich Berlins. Hier könnte die 
räumliche Kundennähe der im Lowtech-Bereich dominie­
renden konsumnahen Produktion nahe eine Rolle spie­
len. Noch dominiert bei Konsumgütern die Massenpro­
duktion. Durch den Einsatz additiver Fertigungstechnolo­
gien (3D-Druck) werden aber kleinstserielle Produktionen 
immer preisgünstiger. Entsprechend kann direkt und ein­
facher auf individuelle Kundenwünsche eingegangen wer­
den – und da ist es von Vorteil, wenn der Kunde gleich um 
die Ecke ist.

Abbildung 4

Betriebsgründungen* in Deutschland im verarbeitenden 
Gewerbe nach Technologieklasse
Je 100 000 Beschäftigte in der jeweiligen Technologieklasse, Durch-
schnitt der Jahre 2012 bis 2016, jeweils übriges Bundesgebiet = 100
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Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder, Statistische Landesämter, Berechnungen der Autoren.

© DIW Berlin 2018

In allen Metropolen haben Unternehmen im Lowtech-Bereich den größten Anteil an 
den industriellen Neugründungen.

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.563104.de/17-32-1.pdf
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.539646.de/16-29-4.pdf
https://de.ramboll.com/media/rde/2012-10-11-empirische-studie-gazellen
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wachsenden Industrieunternehmen darauf hin, dass diese 
auch bei Expansion ihre innenstadtnahen Standorte beibe­
halten.22

Eine zentrale Aufgabe der Politik wird es daher sein, Nut­
zungskonflikte zwischen Wohnen und Gewerbe aufzu­
lösen. Einen wesentlichen Beitrag dazu könnten die offen­
sive Anwendung von planungsrechtlichen Instrumenten der 
Nutzungsmischung, zum Beispiel die im Bauplanungsrecht 

22	 Technische Universität Berlin (2017): Aufgespürt: Raumprofile schnell wachsender Industrieunter

nehmen. Projektbericht am Institut für Stadt und Regionalplanung (ISR).

im Jahr 2017 neu eingeführten „Urbanen Gebiete“, leisten. 
Dabei sind insbesondere auch neue bauliche Lösungs­
konzepte der gemeinsamen Nutzung durch Arbeiten und 
Wohnen gefragt.23 Gleichzeitung müssten tradierte Formen 
fester Planungsvorgaben wie bei Gewerbeflächensicherungs­
satzungen flexibilisiert werden. In vielen Städten fehlt es der­
zeit zudem an einem leistungsfähigen Flächenmonitoring.

23	 In einigen nordamerikanischen und europäischen Metropolen gibt es mittlerweile Anwendungs-

beispiele solcher „urban factories“. Dieter Läpple (2018): Perspektiven einer produktiven Stadt. In: Klaus 

Schäfer (Hrsg.): Urbanisierung durch Migration und Nutzungsmischung. Bielefeld.

Abbildung 5

Beliebteste Standorte für Betriebsgründungen 
bei Hightech-Industrien in Berlin
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alle Planungsräume:   155

Anmerkung: Als Raumeinheit gelten hier statistische Planungsräume, siehe dazu Fußnote 17.

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Berechnungen der Autoren.

© DIW Berlin 2018

Unter den für die Gründung von Hightech-Industrieunternehmen be-
sonders beliebten Bezirken zählt der Forschungsstandort Adlershof.

Abbildung 6

Beliebteste Standorte für Betriebsgründungen 
bei Lowtech-Industrien in Berlin
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Anmerkung: Als Raumeinheit gelten hier statistische Planungsräume, siehe dazu Fußnote 17.

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Berechnungen der Autoren.

© DIW Berlin 2018

Neue Betriebe im Lowtech-Industriebereich siedeln sich am liebsten in zentralen 
Stadtteilen an.
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1.	 Herr Gornig, nach dem zweiten Weltkrieg hat sich die 

deutsche Industrie aus den Städten zurückgezogen. 

Inwieweit lässt sich im Moment eine Rückkehr der 

Industrie in die Stadt feststellen? Soweit sind wir eigent-

lich noch nicht. Wir Wissenschaftler versuchen immer, ein 

Stück voraus zu schauen und erste Anzeichen zu finden, und 

wir finden solche Anzeichen für eine Rückkehr in die Stadt 

vor allem bei jungen und neu gegründeten Betrieben, die 

sich vermehrt wieder in den Städten ansiedeln.

2.	 Wie ist diese Entwicklung zu erklären? Wir erleben eine 

Veränderung der Industrie durch den digitalen Wandel. 

Dieser bringt neue Potentiale und neue Chancen. Es gibt 

große Potenziale für Hochtechnologiefirmen, die die Nähe 

zu Hochschulen und zu hoch qualifiziertem Personal suchen, 

und dieses Wachstumselixier Wissen, das produzieren 

gerade die großen Städte.

3.	 An welcher Stelle können Städte ihre Vorteile ausspie-

len, wenn es darum geht, neue Industrien in die Stadt 

zu holen? Neben der Nähe zu Forschung und Entwicklung 

ist es auch die Nähe zum Kunden. Wir haben eine lange 

Zeit der Massenproduktion hinter uns, mit einem großen 

Bedarf an Flächen. Dementsprechend ist die Industrie aus 

den Städten gegangen. Wenn wir aber mit digitaler Technik 

in der Lage sind, Kleinserien zu produzieren, dann wird es 

zu einem Wettbewerbsvorteil, nah am Kunden zu sein. Und 

gerade in den Innenstädten haben wir eine hohe Ballung 

zahlungskräftiger Nachfrage.

4.	 Wie ist diesbezüglich die Entwicklung in der Hauptstadt 

Berlin? Dort ist die Zahl der Industriearbeitsplätze nach 

der Wiedervereinigung erheblich zurückgegangen. Gerade 

Berlin hat diesen Aderlass an Industrie erlebt. Gleichzeitig 

ist es jetzt eine der Städte, die vor allem junge Unternehmen 

anziehen und nicht nur die aus dem Internetbereich – auch 

industrielle Gründungen.

5.	 Wie sieht es in den anderen urbanen Zentren Deutsch-

lands aus? Die Städte gewinnen insgesamt überdurch-

schnittlich in diesem Prozess. Allerdings sind es eben 

nicht nur, so wie wir das lange erlebt haben, München und 

Stuttgart, die alles industrielle Wachstum auf sich ziehen. 

Auch im Ruhrgebiet, in Hamburg und eben in Berlin finden 

wir entsprechende Ansätze.

6.	 Wie müssten sich Städte wie zum Beispiel Berlin 

strukturell aufstellen, um diesem Trend einen möglichst 

guten Nährboden zu liefern? Es kommt darauf an, auch 

gute gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen zu haben. 

Risikokapitalversorgung, gute Ausbildung und Fachkräfte

sicherung, das sind die wesentlichen Fragen. Aber speziell 

für die Städte spielt natürlich auch die Frage der Flächen-

versorgung eine große Rolle. Gerade bei den Flächen, wo 

auch gerne gewohnt wird, besteht ein Nutzungskonflikt, der 

auf jeden Fall gelöst werden muss.

7.	 Was bedeutet die Reurbanisierung für die Industriebe-

triebe, die bereits bestehen? Kurzfristig wird vieles davon 

abhängen, wie wir mit den industriellen Betrieben, die wir 

jetzt in den Städten haben, umgehen. Auch die sind ja vom 

digitalen Wandel betroffen und müssen sich neu positionie-

ren. Hier wird ein wesentlicher Blick auf die Bestandsent-

wicklung notwendig sein.

8.	 Gibt es noch weitere Risiken, die die Reurbanisierung der 

Industrie mit sich bringen könnte? Sicherlich müssen wir uns 

mit dem Stadt-Land-Gefälle auseinandersetzen. Wir sehen das 

aber nicht ganz so problematisch, weil der Reurbanisierungs

prozess doch relativ breit gestreut ist. Je mehr Städte sich in 

Ost- und Westdeutschland zu industriellen Zentren entwickeln, 

je leichter wird auch die Ankopplung des ländlichen Raumes.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Prof. Dr. Martin Gornig, Forschungsdirektor Industrie

politik und stellvertretender Leiter der Abteilung 

Unternehmen und Märkte am DIW Berlin

INTERVIEW MIT MARTIN GORNIG

„Es wird zum Wettbewerbsvorteil, 
nah am Kunden zu produzieren – 
also in der Stadt“

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2018-47-3
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ZITATE

„Industrieunternehmen in Agglomerationen weisen eine höhere Produktivität auf als jene in peripheren oder ländlichen Regionen.“  

— Alexander Schiersch, Studienautor —  

 

„FuE-starke Unternehmen in städtischen und zentralen Räumen profitieren am deutlichsten von den Vorteilen der Agglomerationsräume,  

zum Beispiel vom Wissenstransfer“ — Heike Belitz, Studienautorin — 

AUF EINEN BLICK

Forschung und Produktivität – Industrie
unternehmen in der Stadt im Vorteil
Von Heike Belitz und Alexander Schiersch

•	 Analyse eines umfangreichen Datensatzes zeigt: forschende Industrieunternehmen in zentralen 
städtischen Regionen sind besonders produktiv

•	 Regionale Forschungssysteme der größten städtischen Regionen unterscheiden sich jedoch 
erheblich

•	 Spezifische forschungs- und technologiepolitische Unterstützung des Wissenstransfers zwischen 
lokalen Unternehmen und Forschungseinrichtungen erforderlich

•	 Neue Maßnahmen, zum Beispiel die von der Bundesregierung angekündigte Transferinitiative für 
Unternehmen, sollten frühzeitig die unterschiedlichen regionalen Wirkungen berücksichtigen

In städtischen Regionen sind Unternehmen im Durchschnitt forschungsintensiver und produktiver als in 
verstädterten und ländlichen Regionen
Arbeitsproduktivität und FuE-Intensität im verarbeitenden Gewerbe nach Raumordnungsregionen im Jahr 2015

©DIW Berlin 2018Quellen: SV Wissenschaftsstatistik, VGRdL; Berechnungen des DIW Berlin. 
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ABSTRACT

Unternehmen investieren in Forschung und Entwicklung 

(FuE), um ihre Wettbewerbsfähigkeit zu sichern und die 

Produktivität zu erhöhen. Mit umfangreichen Unternehmens

daten für Deutschland kann hier gezeigt werden, dass 

forschende Industrieunternehmen in zentralen städtischen 

Agglomerationsräumen besonders produktiv sind. Sie 

profitieren dort unter anderem von Wissen, das durch die 

FuE-Aktivitäten anderer Unternehmen und die öffentliche 

Forschung geschaffen wird. Dabei unterscheiden sich die 

regionalen Forschungssysteme der größten städtischen 

Regionen erheblich. Diese Unterschiede erfordern eine 

jeweils spezifische forschungs- und technologiepolitische 

Unterstützung des Ausbaus der regionalen Forschungs- und 

Innovationssysteme. Ziel muss dabei sein, die regionalen 

Wissenstransfers zwischen Unternehmen, Hochschulen und 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen zu stärken. 

Dabei müssen die regionalen Unterschiede in den Problem-

lagen beachtet werden, weil Maßnahmen auf Bundesebene 

in den Forschungsregionen unterschiedliche Wirkungen 

entfalten.

In Deutschland hat die Industrie mit einem Anteil an der 
Wertschöpfung von über 23 Prozent eine im internationalen 
Vergleich besonders große Bedeutung für die wirtschaftli­
che Leistungskraft. Zwischen den einzelnen Unternehmen 
gibt es dabei deutliche Unterschiede. Ihre Produktivität wird 
wesentlich vom technischen Fortschritt und von ihren eige­
nen Investitionen in Forschung und Entwicklung (FuE) 
getrieben. Aber auch das regionale Umfeld hat einen Ein­
fluss. So haben Agglomerationsräume eine Reihe von Vor­
teilen, die dazu führen können, dass die dort angesiedelten 
Unternehmen erfolgreicher sind. Die Vorteile reichen von 
der Verfügbarkeit von Wissen und hoch qualifizierten Fach­
kräften bis hin zur räumlichen Konzentration der Kund­
schaft sowie dem Zugang zu größeren Märkten bei gerin­
geren Transportkosten. Die Produktivität von Unternehmen 
wird also neben der eigenen FuE auch durch die Wirtschafts- 
und Bevölkerungsstruktur der jeweiligen Region beeinflusst.

Im ersten Teil dieses Berichts wird anhand von umfang­
reichen amtlichen Daten für Industrieunternehmen in 
Deutschland untersucht, ob neben den eigenen Investi­
tionen in FuE auch räumliche Eigenschaften Einfluss auf 
ihre Produktivität haben. Berücksichtigt werden der Grad der 
Verstädterung und die Lage von Regionen. Im zweiten Teil 
werden die unterschiedlichen FuE-Ausstattungen der Regi­
onen in Deutschland im privaten und öffentlichen Sektor 
sowie die technologische Orientierung anhand von regiona­
len Daten zum FuE-Personal und zu Patentanmeldungen 
verglichen. Im Mittelpunkt stehen die führenden städti­
schen Regionen, in denen sich die Industrieforschung kon­
zentriert und dabei exemplarisch Berlin, das zuletzt aufge­
holt hat. Die räumliche Untersuchungseinheit ist die Raum­
ordnungsregion.1

1	 Raumordnungsregionen sind funktionalräumliche, bundesweit vergleichbare Analyseregionen für 

Zwecke der Raumbeobachtung und Politikberatung, die vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raum

forschung definiert werden. Die 96 Raumordnungsregionen sind in der Größe zwischen Kreisen und 

Regierungsbezirken anzusiedeln und respektieren generell die Grenzen der Bundesländer. Siehe auch 

Webseite des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (abgerufen am 16. Oktober 2018. Dies 

gilt, sofern nicht anders vermerkt, auch für alle anderen Onlinequellen in diesem Bericht).

Forschung und Produktivität – Industrie
unternehmen in der Stadt im Vorteil
Von Heike Belitz und Alexander Schiersch

FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2018-47-4
http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Raumbeobachtung/Raumabgrenzungen/Raumordnungsregionen/raumordnungsregionen_node.html
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Totale Faktorproduktivität der Industrieunter
nehmen am höchsten in städtischen Regionen

Zunächst wird mit Daten für Industrieunternehmen geprüft, 
ob der von der regionalökonomischen Literatur postulierte 
Zusammenhang zutrifft, wonach die Vorteile von Agglome­
rationsräumen zu einer höheren Produktivität von Unterneh­
men führen. In einem ersten Schritt wird hierfür die Totale 
Faktorproduktivität (TFP) der Unternehmen mit Hilfe von 
Mikrodaten der amtlichen Statistik berechnet. Die TFP ist 
ein Produktivitätsmaß und dient als Indikator für die tech­
nologische Leistungsfähigkeit bzw. die Gesamteffizienz des 
Faktoreinsatzes in der Produktion. Die TFP ist hochkorre­
liert mit der Arbeitsproduktivität, wird aber anders als diese 
nicht durch die Kapitalintensität der Produktion verzerrt.

Diese Produktivitätswerte werden mit zwei räumlichen 
Kennzahlen des Bundesinstitutes für Bau-, Stadt- und 
Raumplanung verbunden, um den Zusammenhang zwi­
schen räumlichen Eigenschaften und Produktivität zu unter­
suchen.2 Die erste der beiden Kennzahlen hat drei Aus­
prägungen und misst den Grad der Verstädterung einer 
Region.3 Die zweite Kennzahl misst die Lage einer Region 
und hat vier Ausprägungen. Dies reicht von einer „sehr 
zentralen“ Lage – zum Beispiel München – bis zu einer 
„sehr peripheren“ Lage – z. B. von ländlichen Kommunen 
in Vorpommern.4 Die beiden Charakteristika der Regionen 
unterscheiden sich, auch wenn es Überlappungen gibt, da 
es räumliche Konzentrationen von Unternehmen auch in 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte gibt.

Vermutet wird, dass die TFP von Unternehmen in städti­
schen und sehr zentralen Regionen höher ist als in länd­
lichen bzw. sehr peripheren Regionen. Eine einfache gra­
fische Gegenüberstellung der ungewichteten Mittelwerte 
der TFP bestätigt dies (Abbildungen 1 und 2). Dargestellt 
ist der Abstand zum Mittelwert für Deutschland (Differen­
zen zwischen den logarithmierten TFP, entsprechen unge­
fähr dem prozentualen Unterschied).5 Die TFP der Unter­
nehmen in sehr zentralen Lagen ist also deutlich höher als 
im deutschen Durchschnitt und auch höher als in periphe­
ren oder sehr peripheren Lagen (Abbildung 1). Auch für die 
verschiedenen Raumtypen zeigt sich zunächst der erwar­
tete Zusammenhang: Unternehmen in städtischen Regio­
nen sind im Mittel deutlich produktiver als Unternehmen 
in ländlichen Regionen (Abbildung 2).

2	 Die Daten liegen auf Gemeindeebene vor.

3	 Die Kennzahl „siedlungsstrukturelle Prägung“ beruht auf den siedlungsstrukturellen Parametern 

Bevölkerungsdichte und Siedlungsflächenanteil.

4	 Die Kennzahl „Lage“ wird von der BBSR mit Hilfe von Erreichbarkeitsanalysen bestimmt. Ausschlag-

gebend sind dabei die Pendlerströme. Damit wird auch die ökonomische Bedeutung einer Region berück-

sichtigt. Weitere Informationen zur Definition beider Kennzahlen und zur Zuordnung der der Kennzahlen 

je Gemeinden sind online verfügbar.

5	 Die Werte sind als Differenz zwischen dem durchschnittlichen logarithmierten TFP aller Unternehmen 

im Datensatz und dem durchschnittlichen logarithmierten TFP der Unternehmen in den jeweiligen Regi-

onen berechnet. Die sogenannte log-Differenz entspricht bei kleineren Wertenungefähr der prozentualen 

Differenz zwischen zwei Ausprägungen. Präzise stehen sich zwei Punkte wie folgt gegenüber:  

ln(TFPa) − ln(TFPb) = c  bzw.  TFPa = ecTFPb. Das TFP der Unternehmen in sehr zentralen 

Regionen ist somit e0,18 bzw. knapp 20 Prozent größer als der deutsche Durchschnitt.

Abbildung 1

Log-Differenz der durchschnittlichen TFP in unterschiedlichen 
Räumen (Lagetypen)
Verarbeitendes Gewerbe, Jahre 2003–2014, entspricht ungefähr 
der Abweichung in Prozent geteilt durch 100
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Unternehmen in sehr zentralen Lagen sind überdurchschnittlich produktiv.

Abbildung 2

Log-Differenz der durchschnittlichen TFP in unterschiedlichen 
Räumen (siedlungsstrukturelle Prägung)
Verarbeitendes Gewerbe, Jahre 2003–2014, entspricht ungefähr 
der Abweichung in Prozent geteilt durch 100
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Unternehmen in städtischen Regionen haben eine überdurchschnittliche Produktivität.
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Diese deskriptiven Ergebnisse erlauben noch keine Rück­
schlüsse auf die Stärke und die Signifikanz des Zusammen­
hangs zwischen der TFP, Raumstruktur und Lage, da andere 
Einflussfaktoren, wie zum Beispiel konjunkturelle Effekte, 
unberücksichtigt bleiben. Ein starker Einfluss auf die Pro­
duktivität der Unternehmen dürfte von ihren FuE-Aktivitäten 
ausgehen. Forschungsstarke Unternehmen sollten zudem 
eher in städtischen Regionen zu finden sein, wo sich hoch­
qualifizierte Fachkräfte, Hochschulen und außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen konzentrieren. Die überdurch­
schnittliche TFP in den städtischen Regionen könnte somit 
auch durch die FuE der Unternehmen getrieben sein.

Deshalb wird der Zusammenhang zwischen den regionalen 
Kennzahlen, den FuE-Aktivitäten der einzelnen Unterneh­
men sowie den zusätzlichen erklärenden Variablen auch mit 
einer einfachen Regressionsanalyse überprüft (Tabelle 1). In 
den Schätzungen dienen die städtischen bzw. die zentralen 
Regionen als Referenzgröße. Entsprechend der ökonomische 
Theorie und den dargestellten Befunden (Abbildungen 1 und 
2) müsste die TFP von Unternehmen im peripheren Raum 
im Durchschnitt geringer sein als von Unternehmen in 
zentraler Lage. Ferner sollten Unternehmen in ländlichen 

Regionen eine geringere TFP haben als Unternehmen in 
städtischen Regionen. Diese Zusammenhänge sollten sich 
in den Schätzungen in Form von negativen Koeffizienten zei­
gen. Die Größe der negativen Koeffizienten dürfte ferner mit 
steigendem Abstand zum Agglomerationsraum zunehmen.

Die Ergebnisse der Regressionsanalyse bestätigen die erwar­
teten Zusammenhänge (Tabelle 1): Zum einen ist die TFP 
der Unternehmen umso niedriger, je peripherer bzw. länd­
licher ein Unternehmen angesiedelt ist (Spalte 1 und 2). 
Zum anderen zeigt sich, dass die unternehmensinternen 
FuE-Aktivitäten eine wichtige Determinante für die TFP 
sind (Spalte 3). Unter der Annahme, dass es keine weite­
ren Einflussgrößen gibt, weisen Unternehmen mit eige­
nen FuE-Aktivitäten eine um rund 70 Prozent höhere Totale 
Faktorproduktivität auf. Wenn alle erklärenden Variablen 
berücksichtigt werden (Spalte 4), bleibt der grundsätzliche 
Zusammenhang bestehen. Das heißt, dass ein Unternehmen 
in weniger verdichten Räumen ein geringeres TFP aufweist 
als ein ähnliches Unternehmen in sehr zentraler Lage. Die 
Unterschiede zwischen den Räumen sind nun jedoch deut­
lich kleiner als bei einer einfachen Gegenüberstellung (siehe 
Spalten 1 und 2 bzw. Abbildungen 1 und 2). Beispielsweise 
ist die TFP eines Unternehmens im sehr peripheren Raum 
um rund sechs Prozent geringer als die TFP eines Unter­
nehmens in sehr zentraler Lage.

Allerdings bleiben die unternehmenseigenen FuE-Aktivi­
täten eine wichtige Einflussgröße. Unternehmen, die sich 
in Forschung und Entwicklung engagieren – gemessen als 
binäre Variable – weisen eine elf Prozent höhere Produkti­
vität auf als Unternehmen ohne FuE-Aktivität in der glei­
chen räumlichen Lage.

FuE-starke Unternehmen in städtischen bzw. zentralen 
Räumen profitieren also am deutlichsten von den Vorteilen 
von Agglomerationsräumen, wie den Wissenstransfers, wel­
che sich durch die FuE-Aktivitäten anderer Unternehmen 
und aus öffentlicher Forschung ergeben.

FuE in Regionen

…in der Industrie auf städtische Raumordnungs
regionen konzentriert

Rund 60 Prozent der Forschenden in Unternehmen sind in 
den städtischen Raumordnungsregionen beschäftigt, auf die 
etwa die Hälfte aller Erwerbstätigen und nur gut 40 Prozent 
der Erwerbstätigen des verarbeitenden Gewerbes entfallen.6 
Gut die Hälfte des FuE-Personals der Wirtschaft ist in nur 
elf von 96 Raumordnungsregionen angesiedelt, darunter 
neun städtische Regionen und zwei verstädterte Regionen. 
Mit deutlichem Abstand stehen Stuttgart und München an 
der Spitze, wo gut ein Fünftel aller Beschäftigten in der deut­
schen Unternehmensforschung tätig sind.

6	 Die Daten für Raumordnungsregionen beruhen beim FuE-Personal der Wirtschaft auf Sonderaus

wertungen der Wissenschaftsstatistik des Stifterverbandes. Die Erwerbstätigenzahlen wurden aus den 

Kreisdaten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung der Länder ermittelt (online verfügbar).

Tabelle 1

Kleinste-Quadrate Schätzungen zum Zusammen-
hang zwischen TFP und räumlicher Dichte

 Abhängige Variable: Totale Faktorproduktivität

(1) (2) (3) (4)

Sehr zentral – –

(Referenzkategorie)

Zentral −0,176*** −0,0336***

(0,00519) (0,00118)

Peripher −0,314*** −0,0486***

(0,00556) (0,00156)

Sehr peripher −0,528*** −0,0569***

(0,0122) (0,00290)

Städtisch – –

(Referenzkategorie)

Teilweise städtisch −0,175*** −0,00835***

(0,00567) (0,00126)

Ländlich −0,295*** −0,00587***

(0,00592) (0,00142)

FuE-Aktivitäten 0,536*** 0,111***

(0,00426) (0,000913)

Jahreseffekte Ja

Wirtschaftszweigeffekte Ja

Bundeslandeffekte Ja

Konstante 7,127*** 7,056*** 6,736*** 5,728***

(0,00353) (0,00276) (0,00282) (0,00327)

Beobachtungen 174 860 174 860 174 860 174 860

R2 0,024 0,016 0,083 0,963

Quelle: BBSR; FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, AFiD-Panel Industrieunterneh-
men, eigene Berechnungen.

Signifikanzniveaus: * p<0,1, ** p<0,05, *** p<0,01

© DIW Berlin 2018

http://www.aketr.de/index.php/veroeffentlichungen.html
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Bei der FuE-Intensität  – gemessen als Anteil des FuE-
Personals der Wirtschaft an allen Erwerbstätigen – liegt 
Ingolstadt auf dem ersten Platz, gefolgt von den Regionen 
Darmstadt und Stuttgart (Tabelle 2).7 FuE der Unternehmen 
finden in Deutschland überwiegend im verarbeitenden 
Gewerbe statt, wo 80 Prozent des FuE-Personals beschäf­
tigt sind. Zudem dürfte das FuE-Personal in der Dienstleis­
tungsbranche Wissenschaftliche Forschung und Entwick­
lung (fünf Prozent) zu großen Teilen FuE für das verarbei­
tende Gewerbe durchführen. Da FuE aber zum großen Teil 
in der und für die Industrie stattfindet, kann mit dem Ver­
hältnis des FuE-Personals in einer Region zu den Erwerbs­
tätigen in diesem Hauptanwendungsbereich näherungs­
weise die FuE-Intensität der regionalen Industrie gemessen 
werden (Tabelle 2). Bei dieser Bewertung der Forschungs­
intensität der Industrieunternehmen steht die Region Mün­
chen an erster Stelle. Auch Berlin (Platz 6) und Frankfurt/
Main (Platz 8) verfügen demnach über relativ FuE-inten­
sive Industrien, was bei der Betrachtung der Relation des 
FuE-Personals der Unternehmen zu allen Erwerbstätigen 
nicht erkennbar wird (Platz 18 bzw. Platz 14). Umgekehrt 
steigen auch Regionen bei Betrachtung der Rangfolge nach 
der FuE-Intensität der Industrie ab, wie etwa Ingolstadt (von 
Platz 1 auf Platz 7) und Heilbronn (von Platz 7 auf Platz 14) 
(Tabelle 2).

…wie auch Hochschulen und außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen

Das Forschungspersonal der Hochschulen ist ähnlich auf 
die verschiedenen Raumtypen verteilt wie das der Unterneh­
men, gut 60 Prozent der FuE-Beschäftigten in diesen Berei­
chen sind in städtischen Regionen tätig. Vom Forschungs­
personal der außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
sind sogar fast 70 Prozent in den Städten angesiedelt. Den­
noch haben private und öffentliche Forschung in den einzel­
nen Regionen eine sehr unterschiedliche Bedeutung. Nicht 
überall wird eine starke Industrieforschung von einer star­
ken öffentlichen Forschung flankiert.8

Berlin ist die drittgrößte Forschungsregion in Deutschland 
und durch einen besonders hohen Anteil an Forscherinnen 
und Forschern im öffentlichen Bereich charakterisiert. Die 
Hauptstadt hat die meisten FuE-Beschäftigten in staatlichen 
Forschungseinrichtungen und verfügt nach München über 
den zweitgrößten Bestand an Hochschulforschungsperso­
nal (Abbildung 3). Unter den forschungsstarken Regionen 
Deutschlands hat nur Aachen mit einem Anteil von gut 
70 Prozent des FuE-Personals im öffentlichen Bereich (staat­
liche Forschungseinrichtungen und Hochschulen) einen 
höheren Anteil als Berlin mit 60 Prozent, gefolgt von Ham­
burg mit 47 Prozent.

7	 Einige Raumordnungsregionen werden hier zur besseren Erkennung zum Teil abweichend von der 

von der BBSR verwendeten Bezeichnung nach zentralen Städten benannt. So steht hier etwa Darmstadt 

für die Raumordnungsregion Starkenburg.

8	 Siehe auch Alexander Eickelpasch (2016): Unternehmen forschen nicht immer dort, wo die öffentliche 

Forschung stark ist. DIW Wochenbericht Nr. 45, S. 1059-1069 (online verfügbar).

Tabelle 2

FuE-Personal der Unternehmen in den forschungsstärksten 
Raumordnungsregionen in Deutschland 2015

 Raumtyp
Anteil der 
Region am 

FuE-Personal 
Anteil des FuE-Personals an den Erwerbstätigen

 
 
 

In allen Wirt-
schaftszweigen

Im verarbeiten-
den Gewerbe

In allen Wirt-
schaftszweigen

Im verarbeiten-
den Gewerbe

  In Prozent Rang

Stuttgart Stadt 12,5 3,2 13,1 3 3

München Stadt 9,8 2,2 19,0 5 1

Darmstadt Stadt 4,0 3,2 17,7 2 2

Braunschweig Verstädtert 4,0 2,8 11,3 4 4

Frankfurt Stadt 3,7 0,9 8,5 14 8

Berlin Stadt 3,3 0,7 11,1 18 6

Düsseldorf Stadt 3,2 0,8 5,2 17 18

Heidelberg Stadt 3,2 2,0 11,2 8 5

Nürnberg Stadt 2,7 1,4 6,6 11 15

Heilbronn Verstädtert 2,5 2,0 6,7 7 14

Köln Stadt 2,5 0,8 6,5 16 16

Ingolstadt Verstädtert 2,3 3,3 11,0 1 7

Hamburg Stadt 2,1 0,7 8,1 20 9

Ludwigshafen Stadt 1,9 1,8 7,6 10 10

Bielefeld Stadt 1,7 0,8 3,5 15 20

Quellen: SV Wissenschaftsstatistik; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2018

Abbildung 3

FuE-Personal der zehn forschungsstärksten Raumordnungs
regionen nach Sektoren
Anzahl der Beschäftigten in Tausend; Jahre 2003 und 2015
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Quellen: Statistisches Bundesamt, SV Wissenschaftsstatistik; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2018

Die Regionen Berlin und München haben besonders viele Forscher im öffentlichen 
Bereich.

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.546795.de/16-45.pdf
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Großer Zuwachs von Forschungsarbeitsplätzen 
in den Städten

Zwischen 2003 und 2015 wuchs das FuE-Personal in der 
öffentlichen Forschung ähnlich wie das der privaten Wirt­
schaft um rund 35 Prozent. In einigen forschungsstarken 
Regionen war der Zuwachs von den Unternehmen getra­
gen, so in Stuttgart, Heilbronn und Braunschweig. In ande­
ren Regionen wurde das FuE-Personal in allen drei Sektoren 
(Wirtschaft, staatliche Forschungseinrichtungen und Hoch­
schulen) ausgebaut. In Berlin wuchs das FuE-Personal vor 
allem im öffentlichen Bereich, die Wirtschaft leistete den 
geringsten Beitrag (Abbildung 3).

Der absolute Zuwachs des FuE-Personals war in den letz­
ten Jahren in den städtischen Regionen am größten (Abbil­
dung 4). Er nahm dort, aber auch in den verstädterten Regi­
onen, im Zeitverlauf zu. Zuletzt wurde diese Ausweitung 
des FuE-Personals dabei immer mehr von den (Industrie-)
unternehmen getrieben.

Im Vergleich der besonders forschungsreichen Regionen ist 
das FuE-Personal der Unternehmen in Berlin seit 2003 am 
schwächsten gewachsen, damit aber ähnlich wie in Mün­
chen und Darmstadt (Abbildung 5). Allerdings konnte der 
zunächst starke Rückgang der FuE-Beschäftigten im Jahr 
2007 gestoppt werden. Zu diesem Zeitpunkt gelang die 
Trendwende, und das Forschungspersonal in den Unter­
nehmen in Berlin nimmt seitdem mit ähnlicher Dynamik 
wie nur in Stuttgart und Braunschweig zu. Dort dürfte der 
Zuwachs allerdings stärker von Großunternehmen getrieben 
sein – vor allem der Automobilbranche – als in Berlin. Die 
FuE-Ausgaben der Unternehmen werden in Berlin deutlich 
stärker von kleinen und mittleren Unternehmen getragen 

als in sechs anderen deutschen Großstädten9. Großunter­
nehmen mit 1 000 und mehr Beschäftigten hatten 2015 nur 
einen Anteil von knapp 57 Prozent an den privaten FuE-
Ausgaben, während es in den Vergleichsregionen fast 84 Pro­
zent waren.10

Hochtechnologieforschung in Berlin und München 
besonders vielfältig

FuE-Aktivitäten von Unternehmen, aber auch von einigen 
öffentlichen Forschungseinrichtungen in naturwissen­
schaftlich-technischen Feldern münden zum Teil in Patent­
anmeldungen.11 Patente lassen sich sowohl anhand der 
Adressen der Anmelder als auch der Erfinder den Regi­
onen zuordnen. Während die Zuordnung nach Erfinder­
adressen einen Hinweis auf den Ort der Erfindung und 
somit den Arbeitsort der Forscher geben, ist die Anmelde­
adresse im Fall von Unternehmen oft der Sitz der Firmen­
zentrale. Für die Bewertung der Forschungskapazitäten in 
Regionen sollten deshalb Patente nach Erfinderwohnort 
herangezogen werden.12

9	 Die Vergleichsregionen umfassen dabei die Kernstädte (kreisfreie Städte) sowie die unmittelbaren 

Umlandkreise der sechs Großstädte: Hamburg, München, Köln, Frankfurt, Stuttgart und Düsseldorf.

10	 Julian Kahl (2017): Innovationserhebung Berlin 2016 – Innovationsverhalten der Berliner Wirtschaft. 

Berlin: Technologiestiftung Berlin (online verfügbar).

11	 U.a. zeigt eine aktuelle Auswertung der Patentanmeldungen der weltweit patentstärksten regionalen 

Cluster, dass die meisten Patente von Unternehmen angemeldet werden. Der Anteil der Universitäten 

und öffentlichen Forschungseinrichtungen ist nur in wenigen Clustern größer als 10 Prozent. Unter den 

deutschen Patentclustern ist dieser Anteil in Berlin mit 12 Prozent am höchsten. Kyle Bergquist, Carsten 

Fink, Julio Raffo (2017): Identifying and ranking the world's largest clusters of inventive activity. Economic 

Research Working Paper Nr. 34, WIPO (online verfügbar).

12	 Übersteigt die Zahl der Patentanmeldungen nach Anmelderadresse die Zahl nach Erfinderadresse, so 

sind in einer Region viele Firmenzentralen größerer Unternehmen angesiedelt. Dies trifft etwa für München, 

Stuttgart und Düsseldorf zu. Dagegen gehören Berlin, aber auch Nürnberg und Karlsruhe zu den patent-

starken Regionen mit schwachem Besatz zentraler Managementfunktionen von Großunternehmen.

Abbildung 4

Zuwachs des FuE-Personals nach Sektoren und Raumtypen
Vollzeitäquivalente in Tausend; Jahre 2003–2015
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Quellen: Statistisches Bundesamt, SV Wissenschaftsstatistik; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2018

Die meisten neuen Forschungsarbeitsplätze entstehen in den Stadtregionen.

https://www.technologiestiftung-berlin.de/fileadmin/daten/media/publikationen/170308_Innovationserhebung_Berlin_2016.pdf
http://www.wipo.int/edocs/pubdocs/en/wipo_pub_econstat_wp_34.pdf
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Da Patentdaten auch Informationen über die Technologien 
der Erfindungen enthalten, können auch technologische 
Profile der regionalen FuE erstellt werden. Die technologi­
sche Spezialisierung der Raumordnungsregionen auf Hoch­
technologiefelder wird hier anhand der regionalen Patent­
anmeldungen am Europäischen Patentamt (EPO) nach 
Erfinderwohnsitz untersucht. Sowohl die OECD als auch 
Eurostat stellen regionale Patentdaten zur Verfügung. Die 
OECD unterscheidet dabei die fünf Hochtechnologiefelder 
Biotechnologie, Informations- und Kommunikationstech­
nologien, Pharma, Medizintechnik und Nanotechnologie.13 
Eurostat greift auf eine andere Definition der drei großen 
Patentämter Europas, der USA und Japans für Hochtech­
nologiefelder zurück und weist Daten für sechs Hochtech­
nologien aus: Luftfahrttechnik, Kommunikationstechnik, 
Computertechnik, Laser, Mikroorganismen/Gentechnik und 
Halbleiter.14 Die Daten liegen für den Zeitraum bis 2012 vor.

Die Zahl der Patentanmeldungen am EPO mit Erfinder­
innen oder Erfindern in Deutschland ist im Untersuchungs­
zeitraum etwa gleichgeblieben. Der Anteil der Patentanmel­
dungen in den ausgewählten Hochtechnologiefeldern in der 
Abgrenzung der OECD lag im Jahr 2012 bei 35 Prozent, in 
der Abgrenzung nach Eurostat lag er nur bei 13 Prozent.

Da sich das FuE-Personal in den städtischen Regionen kon­
zentriert, werden auch die meisten Patente von Erfinder­
innen und Erfindern in diesen Regionen angemeldet (56 Pro­
zent). Etwas höher ist erwartungsgemäß der Anteil der städ­
tischen Räume an den Hochtechnologiepatenten: in der 
OECD-Abgrenzung sind es 62 Prozent und in der Abgren­
zung von Eurostat sogar 67 Prozent. Die zehn patentstärks­
ten Raumordnungsregionen in Deutschland sind städtische 
Regionen (Tabelle 3). An der Spitze der Rangfolge lagen 
2012 die forschungsstärksten Regionen Stuttgart und Mün­
chen. Die Rangfolge verändert sich allerdings, wenn man die 
Patente in Hochtechnologien betrachtet. In München, Ber­
lin und Heidelberg sind die Anteile der Patentanmeldungen 
in Hochtechnologien nach beiden Abgrenzungen deutlich 
höher als ihre Anteile an allen Patenten. In Stuttgart und 
Düsseldorf ist es umgekehrt.

Die regionale Spezialisierung auf die ausgewählten 
Hochtechnologien wird mit dem Relativen Patentanteil 
(RPA) gemessen. Bei der Berechnung des RPA wird der 
Anteil einer Region an den Patentanmeldungen eines Tech­
nologiefeldes ihrem Anteil an allen Patentanmeldungen in 
Deutschland gegenübergestellt. Die Messgröße „Relativer 
PatentAnteil der Patente p im Technologiefeld t in der Raum­
ordnungsregion r (RPAtr)" gibt an, ob eine Region einen 
höheren Anteil (positiver Wert) oder einen geringeren Anteil 
(negativer Wert) der Patente im Technologiefeld t anmeldet 
als an den Patenten insgesamt.15

13	 OECD, Patents by regions (online verfügbar, abgerufen am 1.6.2018).

14	 Eurostat, Patentanmeldungen beim EPA nach Prioritätsjahr auf regionaler Ebene (online verfügbar, 

abgerufen am 1.6.2018).

15	 Die Berechnung und Umformung des RPA erfolgt zudem so, dass die Werte zwischen −100 und 100 

liegen:  RPAtr = 100 × tanh ln ((ptr ) / ∑r ptr) / ( ∑t ptr / ∑tr ptr)).

Die Spezialisierung auf Hochtechnologien in beiden Abgren­
zungen ist in Berlin, Heidelberg und München besonders 
hoch (Abbildung 6). Andere forschungsstarke Regionen wie 
Stuttgart, Düsseldorf, Köln und Bielefeld sind dagegen nicht 
auf diese Hochtechnologien spezialisiert. Die technologi­
schen Profile der Regionen haben sich seit der Jahrtausend­
wende kaum verändert.

Berlin hat in den meisten hier betrachteten Hochtechno­
logien Spezialisierungsvorteile, nämlich in zehn von insge­
samt elf Technologiefeldern in den Abgrenzungen der OECD 

Tabelle 3

Raumordnungsregionen mit den meisten Patentanmeldungen 
am EPO in Deutschland 2011/12

Patentanteile Hochtechnologien mit 
SpezialisierungsvorteilenInsgesamt In Hochtechnologien 

Raumordnungs
region 

Anmeldungen 
am EPO

Nach OECD Nach Eurostat Nach OECD Nach Eurostat

In Prozent Anzahl

Stuttgart 7,7 6,0 6,4 1 2

München 7,2 10,6 13,5 2 4

Düsseldorf 4,2 2,9 2,4 2 1

Frankfurt 4,2 6,4 4,3 4 2

Nürnberg 3,8 4,7 5,9 2 3

Berlin 3,1 5,7 5,7 5 5

Heidelberg 2,7 4,1 5,3 4 3

Köln 2,6 2,0 1,8 3 2

Bielefeld 2,1 1,1 1,1 0 0

Karlsruhe 2,1 2,2 2,3 1 3

Ausgewählte 
Regionen insgesamt

39,7 45,7 48,8 – –

Quellen: OECD, Eurostat; Berechnungen des DIW Berlin

© DIW Berlin 2018

Abbildung 5

Veränderung des FuE-Personals in Unternehmen in forschungs-
starken Regionen 2003–2015
Raumordnungsregionen mit mehr als 13 000 FuE-Beschäftigten 
(Vollzeitäquivalente) in Unternehmen im Jahr 2015
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© DIW Berlin 2018

Seit 2007 wächst das Forschungspersonal in Berliner Unternehmen wieder.

https://stats.oecd.org/index.aspx?r=85052
https://ec.europa.eu/eurostat/data/database
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und von Eurostat (Tabelle 3). Das heißt, dass die Diversität 
der Hochtechnologieforschung in Berlin im Vergleich der 
patent- und forschungsstarken Regionen am höchsten ist, 
gefolgt von Heidelberg mit einer Spezialisierung auf sie­
ben Technologien. Vergleichsweise gering ist die Vielfalt 
der Hochtechnologieforschung dagegen in Bielefeld, Stutt­
gart und Düsseldorf.

Fazit: Regionale Wissenstransfers zwischen 
Unternehmen, Hochschulen und außer
universitären Forschungseinrichtungen stärken

Mit eigenen Investitionen in FuE steigern Industrieun­
ternehmen ihre Produktivität. Forschungsstarke Unter­
nehmen profitieren dabei auch von den Vorteilen von 

Agglomerationsräumen, wie den Wissenstransfers durch 
FuE-Aktivitäten anderer Unternehmen und die öffentliche 
Forschung in räumlicher Nähe. In städtischen Regionen sind 
Unternehmen im Durchschnitt forschungsintensiver und 
produktiver als in verstädterten und ländlichen Regionen.

Dabei unterscheiden sich aber auch die forschungsstarken 
städtischen Regionen in Deutschland hinsichtlich Umfang 
und Intensität der Forschung in Unternehmen und im öffent­
lichen Bereich sowie hinsichtlich des technologischen Pro­
fils. München und Stuttgart stehen aufgrund ihrer umfang­
reichen Unternehmensforschung mit deutlichem Abstand 
an der Spitze der Rangfolge der Forschungsregionen, gefolgt 
von Berlin, das gemeinsam mit München über die meisten 
Forscher im öffentlichen Bereich (Hochschulen und außer­
universitäre Forschungseinrichtungen) verfügt. Berlin und 
München sind zudem – anders als Stuttgart – auf die For­
schung in Hochtechnologien spezialisiert und dabei stark 
diversifiziert. Das FuE-Personal, das in der und für die Indus­
trie arbeitet, hat sich in den letzten Jahren in Stuttgart und 
Berlin dynamischer entwickelt als in München. In Berlin 
wächst die Industrieforschung seit 2007 wieder, wobei Groß­
unternehmen deutlich weniger dazu beitragen als in ver­
gleichbaren Regionen. Diese Unterschiede zwischen den 
forschungsstarken städtischen Regionen erfordern eine 
jeweils spezifische forschungs- und technologiepolitische 
Unterstützung des Ausbaus der regionalen Forschungs- 
und Innovationssysteme. Ziel muss dabei sein, die regi­
onalen Wissenstransfers zwischen Unternehmen, Hoch­
schulen und außeruniversitären Forschungseinrichtun­
gen zu stärken. Die Bundesregierung will mit einer neuen 
Transfer-Initiative die Unternehmen darin unterstützen, die 
Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung in Produkte 
und Verfahren umzusetzen.“16 Dabei sollten die regionalen 
Unterschiede in den Problemlagen beachtet werden, die 
dazu führen dürften, dass Maßnahmen auf Bundesebene 
in den Forschungsregionen unterschiedlich auf die Umset­
zung von FuE-Ergebnissen in den Unternehmen wirken.

16	 Siehe u. a. Ein neuer Aufbruch für Europa. Eine neue Dynamik für Deutschland. Ein neuer Zusammen-

halt für unser Land. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, 19. Legislaturperiode, Berlin, 12. März 

2018 (online verfügbar).
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Abbildung 6

Spezialisierung der patentstärksten Raumordnungsregionen 
auf ausgewählte Hochtechnologien 2011/12
Relativer Patentanteil (RPA), gemessen zwischen −100 und 100
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© DIW Berlin 2018

Die Forschungsregionen Berlin, München und Heidelberg sind besonders auf 
Hochtechnologien spezialisiert.

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/847984/5b8bc23590d4cb2892b31c987ad672b7/2018-03-14-koalitionsvertrag-data.pdf?download=1
http://www.diw.de/diw_weekly
mailto:hbelitz%40diw.de?subject=
mailto:aschiersch%40diw.de?subject=
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ZITAT

„Gerade in großen Städten wie Berlin trifft die Industrie auf ein innovationsförderndes Umfeld,  

etwa an den Hochschulen und in Form von Startups. Große Unternehmen nutzen diese Potentiale inzwischen gerne,  

der Zugang für kleine und mittlere Unternehmen müsste dagegen entschiedener gefördert werden.“  

— Ralf Löckener, Studienautor — 

Berliner Industriebetriebe und die Digitalisierung

Prozent der befragten Betriebsratsmitglieder 
sagen, dass Digitalisierung und Industrie 4.0 
in ihrem Unternehmen eine Rolle spielen

Prozent sagen, dass externe 
Unterstützung notwendig wäre, 
bisher aber nicht vorhanden ist

Quelle: Eigene Berechnuingen.

AUF EINEN BLICK

Herausforderungen für bestehende 
Industrieunternehmen am Beispiel Berlin
Von Ralf Löckener und Martin Gornig

•	 76 Prozent der Befragten aus Produktionsbetrieben berichten über Diskussionen zur Verlagerung 
von Tätigkeiten weg von Berlin, aber nur 21 Prozent über die Verlagerung von Tätigkeiten nach 
Berlin

•	 Industrieunternehmen verlegen vor allem Forschung und Entwicklung, Digital Labs und andere 
nicht-industrielle Bereiche nach Berlin

•	 Berlin wird insbesondere wegen Wissenschaftseinrichtungen, Dienstleistungsangeboten und 
Start-ups geschätzt; der Nutzen für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) ist noch gering

•	 In drei Vierteln der Betriebe spielt die Digitalisierung eine große Rolle, sie wird mehr als Chance, 
denn als Risiko begriffen

•	 In Berlin bestehende Industriebetriebe, vor allem KMU, könnten von einer neu ausgerichteten 
Clusterförderung profitieren 
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ABSTRACT

Die Berliner Wirtschaft hat sich in den vergangenen Jahren 

dynamisch entwickelt, die Industrie hat an diesem Wachstum 

aber kaum partizipiert. Das Engagement großer Industrie

unternehmen lief zuletzt eher darauf hinaus, die Potentiale 

Berlins für die Entwicklung neuer Geschäftsmodelle und 

Dienstleistungen zu nutzen. In einer Online-Befragung berich-

ten 76 Prozent, dass in ihrem Berliner Betrieb über die Ver

lagerung von Tätigkeiten weg von Berlin diskutiert wird. Nach 

Berlin werden eher nicht-industrielle Bereiche wie Forschung 

& Entwicklung verlegt oder neue Organisationseinheiten wie 

Inkubatoren und Digital Labs gegründet. Demgegenüber hat 

sich die industrielle Produktion in der Stadt nur verhalten ent-

wickelt. Geschätzt wird an Berlin vor allem die Nähe zu Tech-

nologiegebern. Allerdings profitieren davon die zahlreichen 

kleinen Betriebe noch wenig. Um die Industrieentwicklung 

nachhaltig zu fördern, sollte vor allem die Entwicklung beste-

hender Betriebe – insbesondere auch kleinerer und mittlerer 

Unternehmen – forciert werden. Vorhandene Förderansätze in 

Berlin könnten darauf stärker fokussiert werden.

Nachdem die Zahl der Industriearbeitsplätze in Berlin inner­
halb von zwei Jahrzehnten nach der Wiedervereinigung um 
zwei Drittel geschrumpft war, wurde 2010 ein Steuerungs­
kreis Industriepolitik beim Regierenden Bürgermeister der 
Stadt eingerichtet, an dem neben verschiedenen Senats­
verwaltungen auch Kammern, Wirtschaftsverbände und 
Gewerkschaften mitwirken. Seitdem gehört die Industrie­
förderung zu den Eckpunkten der Berliner Wirtschafts­
politik, erst jüngst wurde der Masterplan Industriestadt 
Berlin erneuert.1

Seit 2010 ist die Zahl der Industriebeschäftigten in Berlin 
um fast zwei Prozent auf rund 117 000 gestiegen.2 Andere 
Bereiche haben sich jedoch weitaus dynamischer ent­
wickelt – Berlin gilt inzwischen als Hauptstadt der digita­
len Wirtschaft. Zudem ist der Anstieg der Industriebeschäf­
tigung in Berlin geringer als im gesamtdeutschen Durch­
schnitt (Abbildung 1).

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, mit welchen 
Konzepten und welchem Instrumentarium die Industrie 
in einer Stadt wie Berlin zukünftig wirkungsvoll gefördert 
werden kann. Die vorliegende Untersuchung setzt hierzu 
am Industriebestand an und fokussiert sich auf die Berei­
che Energietechnik, Mobilitätstechnik sowie Medizintechnik 
und Pharma, die in der Berliner Industrie wichtige – und 
vermeintlich zukunftsträchtige – Schlüsselbereiche darstel­
len, wie sich auch aus der gemeinsamen Clusterförderung 
der Länder Berlin und Brandenburg schließen lässt.3

Im Untersuchungsverlauf4 wurden zunächst Materialien 
und Statistiken zur Situation und Entwicklung der Berliner 

1	 Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe (2018): Masterplan Industriestadt Berlin 2018–2021.

2	 Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder (2018): Reihe 1, Länderergebnisse Band 1.

3	 Ziel des länderübergreifenden Clustermanagements ist es, die regionalen Aktivitäten zwischen 

Wissenschaft, Wirtschaft und Anwendern zu koordinieren und strategisch auszubauen. Vgl. Senat von 

Berlin und Regierung des Landes Brandenburg (Hrg.) (2011): Gemeinsame Innovationsstrategie der Länder 

Berlin und Brandenburg (innoBB), 8ff (online verfügbar, abgerufen am 13.11.2018. Dies gilt für alle Online-

Quellen dieses Berichts). 

4	 Der vorliegende Bericht beruht auf Analysen, die durch die Forschungsförderung der Hans-Böckler-

Stiftung unterstützt wurden.

Herausforderungen für bestehende 
Industrieunternehmen am Beispiel Berlin
Von Ralf Löckener und Martin Gornig

INDUSTRIE IN BERLIN

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2018-47-5
http://innobb.de/sites/default/files/gemeinsame-innovationsstrategie-der-laender-berlin-und-brandenburg-innobb-372.pdf
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Industrie und der Industrieförderung ausgewertet.5 Die 
empirische Untersuchung bestand im ersten Schritt aus 
einer Online-Befragung von Betriebsratsmitgliedern in 
Berliner Industriebetrieben. Darauf aufbauend wurden 
zur Vertiefung Interviews mit 50 Akteuren aus Berliner 
Industriebetrieben, Verbänden und Verwaltung geführt 
(Kasten).

Unternehmensstrukturen in der Berliner Industrie

Der Blick auf die Betriebsgrößenstruktur (Abbildung 2) zeigt 
ein überdurchschnittlich hohes Gewicht der Betriebe mit 
weniger als 100 Beschäftigten, die überwiegend inhaber­
geführte Einbetriebsunternehmen sind, sowie von Betrie­
ben mit mehr als 500 Beschäftigten. Betriebe mit 100 bis 
499 MitarbeiterInnen haben dagegen eine unterdurchschnitt­
liche Bedeutung.

5	 Zugrunde liegen die Masterpläne und Reports für die verschiedenen Berliner Cluster von Berlin Part-

ner für Wirtschaft und Technologie, der ZAB ZukunftsAgentur Brandenburg und der Wirtschaftsförderung 

Brandenburg. Vgl. beispielsweise Berlin Partner für Wirtschaft und Technologie und ZAB ZukunftsAgentur 

Brandenburg (Hrg.) (2014): Masterplan Cluster Verkehr, Mobilität und Logistik sowie Berlin Partner für 

Wirtschaft und Technologie, Wirtschaftsförderung Land Brandenburg (Hrg.) (2017): Clusterreport Verkehr, 

Mobilität und Logistik in der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg; außerdem: PriceWaterhouseCoopers 

(Hrg.) (2015): Potenzialstudie E-Health – Eine Studie im Auftrag des Ministeriums für Wirtschaft und Ener-

gie des Landes Brandenburg; Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe Berlin, Ministerium 

für Wirtschaft und Energie Brandenburg (Hrg.) (2018): Innovative, technologieorientierte Wirtschaft – Ent-

wicklung und Bedeutung der Cluster für die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg. Gemeinsame Innova-

tionsstrategie innoBB der Länder Berlin und Brandenburg; TSB Innovationsagentur Berlin (Hrg.) (2012): 

Clusterreport Optik – Optische Technologien und Mikrosystemtechnik in Berlin und Brandenburg; Wirt-

schaftsförderung Brandenburg, Berlin Partner für Wirtschaft und Technologie (Hrg.) (2017): Die Region 

voller Energie – Masterplan für das Cluster Energietechnik Berlin-Brandenburg.

Abbildung 1

Entwicklung der Erwerbstätigenzahl in Berlin und Deutschland
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Berlin ist bei den Beschäftigten im Verarbeitenden Gewerbe weit abgehängt.

Kasten

Online-Befragung und vertiefende Interviews

Die empirische Untersuchung bestand im ersten Schritt aus einer 

Online-Befragung. Zielgruppe der Befragung waren Betriebsräte 

größerer Industriebetriebe, deren Wissen und spezifische Fokus

sierung auf die lokalen Veränderungen in den vorliegenden Ma-

terialien zur Berliner Industrie bislang kaum genutzt wurden. An 

der Befragung beteiligten sich 61 Berliner Betriebsratsmitglieder. 

Damit wurden 47 Prozent der versendeten Einladungen genutzt. 

Die Online-Befragung richtete sich an Betriebsräte in Betrieben 

mit mindestens 100 Beschäftigten der Metall- und Elektroindustrie 

sowie der Chemie- und Pharmaindustrie und wurde im Oktober 

2016 abgeschlossen. Erfragt wurden Bewertungen der Qualität des 

Standortes Berlin für den jeweiligen Betrieb, Einschätzungen zur 

Industriepolitik und Wirtschaftsförderung in Berlin sowie zur Rolle 

der Betriebsräte in diesem Kontext und darüber hinaus zu Themen, 

deren Bearbeitung für die Industrieentwicklung wichtig ist.

Auf die Online-Befragung aufbauend wurden zur Vertiefung Inter

views mit 50 AkteurInnen aus Berliner Industriebetrieben und 

weiteren Einrichtungen geführt. 31 InterviewpartnerInnen kamen 

aus 22 Betrieben in Berlin, darunter 19 Industriebetriebe. Die drei 

übrigen Betriebe sind aufgrund ihrer Tätigkeitsschwerpunkte 

(Forschung und Entwicklung, Vertrieb, Unternehmensadministra

tion) formal nicht dem Verarbeitenden Gewerbe zuzuordnen. Zwei 

Betriebe hatten unter 200, sechs Betriebe 200 bis 499 und jeweils 

sieben Betriebe 500 bis 999 beziehungsweise 1 000 und mehr 

Beschäftigte. Alle 22 Betriebe zählten im Jahr 2017 zusammen 

rund 25 300 Beschäftigte. In den 19 Industriebetrieben gab es rund 

21 300 MitarbeiterInnen, was rund 21 Prozent der sozialversiche-

rungspflichtig Beschäftigten im Verarbeitenden Gewerbe in Berlin 

entsprach. Die Interviews wurden geführt mit Geschäftsführer

Innen beziehungsweise BetriebsleiterInnen, FachexpertInnen (zum 

Beispiel für Innovation) und BetriebsrätInnen. Weitere 19 Interview

partnerInnen stammen aus Senatsverwaltung, Einrichtungen 

der Wirtschaftsförderung in Berlin und Brandenburg, Kammern, 

Unternehmensverbänden, Gewerkschaften und Wissenschaft. 

Die Interviews fanden in den Jahren 2017 und 2018 statt und 

wurden in persönlichen Gesprächen mit einem leitfadengestütz-

ten und halboffenen Design geführt. Sie dauerten in der Regel 

rund 90 Minuten, minimal rund 60 Minuten und maximal rund 

120 Minuten. Zur Auswertung wurde der Wortlaut der Interviews 

transkribiert, der Inhalt auf der Basis von Kategorien kodiert und 

schließlich interpretiert. Soweit im Folgenden Zitate aus Interviews 

als Belege verwendet werden, erfolgt eine anonymisierte Quellen-

angabe. „Wirtschaftsförderung“ umfasst dabei Wirtschaftsförde-

rungseinrichtungen und Senatsverwaltung, „Intermediäre“ schließt 

Kammern, Verbände und Gewerkschaften ein.
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In diesen Fällen besteht Gefahr, dass die Potentiale in Ber­
lin und seinem Umfeld für ein organisches Wachstum des 
Betriebs vielfach ungenutzt bleiben8 und eine Einbindung 
in Strategien zur Industrieentwicklung in der Stadt nicht 
stattfindet. Auf der anderen Seite können konzerngebun­
dene Betriebe durch Austauschprozesse innerhalb ihres 
Unternehmens Marktveränderungen oder Technologieen­
twicklungen außerhalb ihrer Region oder Branche beson­
ders gut aufnehmen.

Konzernweite Produktions- und Standortkonzepte bilden 
sich auf verschiedenen Ebenen in den betreffenden Berliner 
Betrieben ab und führen dabei oft zu einer Spezialisierung 
und Fokussierung der Standorte, die auch mit Verlagerun­
gen von Tätigkeiten verbunden ist. Werden die Produktport­
folios fokussiert, kann sich die Diversität der betreffenden 
Betriebe verringern, auch wenn der Abzug bestimmter Pro­
dukte mitunter durch die Zuweisung zusätzlicher Kapazitä­
ten verbleibender Produkte kompensiert wird.

Neben der Fokussierung der Produktportfolios ist außerdem 
ein Trend zur Zentralisierung bestimmter Unternehmens­
funktionen – insbesondere Administrationstätigkeiten, teil­
weise auch Forschung und Entwicklung – zu beobachten. 
Davon konnte Berlin in der Vergangenheit profitieren, indem 
Administrationszentralen sowie Forschungs- und Entwick­
lungsstandorte neu angesiedelt wurden. Diese neuen Stand­
orte haben teilweise vierstellige Beschäftigtenzahlen und 
weisen nach Angaben von InterviewpartnerInnen nur eine 
geringe oder sogar keine Verbindung zu den lokalen Pro­
duktionswerken auf. Vereinzelt wurden aber auch Tätigkei­
ten aus etablierten Industriebetrieben abgezogen. Insgesamt 
dürfte das Gewicht externer Konzerne in der Berliner Indus­
trie in den vergangenen Jahren eher gestiegen sein, wenn 
auch außerhalb des Verarbeitenden Gewerbes.9

Aus industriepolitischer Warte könnte sich dieser Trend als 
kritisch erweisen, insbesondere wenn die Diversität durch 
Verlagerungen bestimmter Produkte verringert wird oder 
Forschung und Entwicklung aus den Produktionsbetrieben 
abgezogen werden. So können sich langfristig Risiken erge­
ben, wenn bestimmte Innovationsschritte am Standort nicht 
mehr durchgeführt beziehungsweise dem Standort von der 
Konzernzentrale nicht zugewiesen werden.

Nach den Ergebnissen der Online-Befragung erleben 
76 Prozent der Betriebsräte eine Diskussion über Verlagerun­
gen von Tätigkeiten weg von Berlin, aber nur 21 Prozent die 
Verlagerung von Tätigkeiten nach Berlin. Die vertiefenden 

8	 „Allerdings haben wir […] den 3D-Druck gerade an [Unternehmenssitz] verloren. Das ist schade, weil 

wir hier in Berlin aufgrund der Umgebung die besseren Möglichkeiten mit Unis und Startups haben. Wir 

haben das vor acht Jahren ins Leben gerufen und das entwickelt, konnten uns dann aber gegenüber 

[Unternehmenssitz] nicht durchsetzen. Das ist […] eine politische Frage, weil man den Standort [Unter

nehmenssitz] stärken will. […] Man braucht für einen 3D-Druck eine gewisse Infrastruktur – mit Maschinen, 

Leuten die sich mit Werkstoffkunde gut auskennen, spezielle Prüfungen machen, die aktuell schwer für 

zwei Standorte vorzuhalten sind.“ (Interview Industrie Betriebsrat)

9	 Dies betrifft einen Großteil der zuvor genannten, insgesamt mindestens 10 000 Beschäftigte umfas-

senden Standorte für Forschung und Entwicklung, spezielle Services (zum Beispiel Mobilitätsdienstleister 

von Fahrzeugherstellern) und zentralisierte Unternehmensadministration von externen Industrieunter-

nehmen.

Hinzu kommt, dass in Berlin viele insbesondere große 
Betriebe zu Konzernen gehören, deren zentrale Leitung 
ihren Sitz außerhalb der Stadt hat. Nach Angaben aus Inter­
views und Unternehmensdatenbanken lassen sich solchen 
Industriebetrieben mindestens 35 000 und damit ein Drit­
tel der Beschäftigten des gesamten Verarbeitenden Gewer­
bes in Berlin zuordnen. In diesen Betrieben arbeiten die 
meisten Beschäftigten in der Fertigung und weniger in 
zentralen Unternehmensfunktionen wie Leitung, Orga­
nisation, Strategie.6 Schließt man reine Forschungs- und 
Entwicklungs- sowie Verwaltungsstandorte (jedoch keine 
Handelsniederlassungen) mit ein, so sind derzeit mindes­
tens 45 000 Beschäftigte in Berlin in konzerngebundenen, 
extern gesteuerten Betrieben tätig.

In den Interviews ist allerdings ein differenziertes Bild über 
den Charakter externer Leitung entstanden: In den betref­
fenden Betrieben sind in einigen Fällen die Führungen der 
jeweiligen Konzernsparten und damit eine hohe Steuerungs­
kapazität auch für Belange des Betriebs in Berlin ansässig. In 
anderen Fällen erfolgt eine enge Führung durch externe Lei­
tungen nach den Maßgaben einer konzernweiten und global 
ausgerichteten Portfolio-, Produktions- und Standortstrate­
gie, die teilweise über Unternehmenszukäufe realisiert wird.7 

6	 Vgl. Alexander Eickelpasch, Rainer Behrend und Doris Krüger-Röth (2017): Industrie und industrie

nahe Dienstleistungen in der Region FrankfurtRheinMain. DIW Berlin Politikberatung kompakt 118, 62 

(online verfügbar).

7	 „Wir haben ja viel mit Übernahmen gemacht. [...] Dann hast Du hier am Standort etwas mehr Arbeits-

plätze, die dann […] nach zwei bis drei Jahren wieder wegrationalisiert werden. [...] Es wird dann zentrali-

siert und in Prozesse integriert und Produkte zum Teil auch wieder verkauft. Also Wachstum war bei uns 

immer nur über Zukäufe.“ (Interview Industrie Betriebsrat)

Abbildung 2

Anteil der Beschäftigten* im Verarbeitenden Gewerbe
Nach unterschiedlichen Betriebsgrößenklassen, Stand: 31.12.2017
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In Berlin arbeiten anteilig weniger Menschen in mittelgroßen Betrieben zwischen 100 
und 500 Beschäftigten als im Bundesdurchschnitt.

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.551668.de/diwkompakt_2017-118.pdf
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spezialisierte Dienstleistungen, die vermutlich in anderen 
Agglomerationen ebenfalls gut verfügbar wären.

Als besondere Stärke Berlins wurden von den Interviewpartner­
Innen zudem die Möglichkeiten zu Kooperationen mit Hoch­
schulen, Forschungsinstituten und Startups herausgestellt. 
Die für viele Industrieunternehmen seit jeher wichtige 
Zusammenarbeit mit solchen Technologiegebern erhält im 
Zuge der Digitalisierung offenbar noch einmal eine Aufwer­
tung. Dies unterstreicht auch das aktuelle Beispiel Siemens: 
Das Unternehmen will in Berlin 600 Millionen Euro in einen 
Innovationscampus investieren.

… und neue Möglichkeiten durch die 
Digitalisierung

Nahezu alle InterviewpartnerInnen erkennen in der Digita­
lisierung derzeit eine der größten Aufgaben für ihre Unter­
nehmen. In der Online-Befragung hatten 74 Prozent der 
Betriebsräte angegeben, dass in ihrem Betrieb die Themen 
Industrie 4.0 beziehungsweise Digitalisierung eine Rolle 
spielen. Die Befragten begreifen die Digitalisierung vor 
allem als Chance speziell für die Berliner Industrie; Berlin 
ist demnach besonders gut geeignet, um digitale Technolo­
gien zur Entwicklung neuer Produkte und Verfahren zu nut­
zen, und kann daher neue Wertschöpfung anziehen. Begrün­
det wurde dies mit der hohen Dichte von Technologiegebern 
in Form von wissenschaftlichen Einrichtungen und Startup-
Unternehmen, der nahezu vollständigen Abdeckung Berlins 
mit schnellen Internetverbindungen sowie dem Umstand, 
dass ein derart großer urbaner Raum speziell in den Feldern 
Gesundheitswirtschaft, Energiewirtschaft und Mobilität ein 
ideales „Labor“ zur Entwicklung und Erprobung neuartiger 
digitaler Produkte und Dienstleistungen darstellt.

Interviews zeigen zudem, dass neben dem angesprochenen 
Trend zur Fokussierung und Spezialisierung von Betrieben 
zunehmend Produktionen in die Zielmärkte vormaliger 
Exporte verlagert und zudem verstärkt Kostenvorteile in 
Niedriglohnländern gesucht werden. Letzteres gilt in Berlin 
zum Beispiel für die Herstellung von Komponenten zur 
Nutzung regenerativer Energie, mithin also von Produkten, 
die im Grundsatz modern sind und zum allgemeinen Trend 
einer umweltschonenden Energieversorgung gehören.

Erosion traditioneller Verflechtungen …

Die auf Michael E. Porter zurückgehenden Konzepte zur 
Förderung von Wirtschaftsclustern zielen auf die Schaffung 
von Vorteilen, die sich aus lokalen Beziehungen und Ver­
bindungen zwischen Unternehmen und wirtschaftsnahen 
Einrichtungen ergeben.10 In einer vertikalen Dimension 
handelt es sich um Beziehungen zwischen in der Region 
ansässigen Vorlieferanten und ihren Kunden. In der Online-
Befragung bewerteten 25 Prozent der Betriebsräte die Bedeu­
tung solcher Lieferanten aus Berlin für ihren Betrieb als 
groß, weitere 37 Prozent immerhin noch als mäßig. Die 
Interviews ergeben ein nach Branchen differenziertes Bild: 
Regionale Zulieferer vor allem für die Bahntechnikherstel­
ler wurden als sehr bedeutsam herausgestellt.11 Im Straßen­
fahrzeugbau und in der Energietechnik wurden sie weniger 
betont, in der Pharmaindustrie wurden sie nicht erwähnt. 
Deutlich wurde auch, dass viele etablierte regionale Zuliefer­
beziehungen in den vergangenen Jahren ersetzt wurden – 
insbesondere durch Lieferanten aus Niedriglohnländern. 
Vorreiter waren hierbei wiederum die Betriebe von Kon­
zernen, die ihre Einkaufsverantwortung zunehmend zent­
ralisiert und im Zuge von globalen Einkaufsstrategien den 
Bedarf mehrerer Standorte gebündelt haben.12

Allerdings gibt es auch eine gegenläufige Bewegung: In ver­
schiedenen Unternehmen werden neue Zulieferbeziehun­
gen zu Berliner Unternehmen aufgebaut, die in Bereichen 
wie Optik oder 3D-Druck neuartige Verfahren entwickelt 
haben. Die Möglichkeit der Zusammenarbeit mit solchen 
Spezialisten wurde als besondere Stärke des Standorts Ber­
lin herausgestellt.

Einen größeren Umfang hat offenkundig die Zusammen­
arbeit mit lokalen Dienstleistern, deren Bedeutung die 
Betriebsräte in der Online-Befragung höher einschätzen 
als bei den Teilevorlieferanten (groß: 37 Prozent/mäßig: 
30 Prozent) (Abbildung 3). Dieses Bild hat sich in den Inter­
views bestätigt, allerdings handelt es sich oftmals um wenig 

10	 Michel E. Porter (1990): The Competitive Advantage of Nations.

11	 „Wir finden hier in Berlin einen Zulieferermarkt, der seinesgleichen in Deutschland sucht, also 

sehr viele kleine hochqualifizierte Lieferanten in verschiedensten Bereichen. […] Wir reden über 

Kleinkomponenten-Zulieferer, die also so Interior- und Exterior-Teile machen, mit der entsprechenden 

Schweiß-Zulassung. Man braucht also gewisse Qualifikationen, um die Bahn beliefern zu können, Schweiß- 

und Kleb-Zertifikate. [...] Das kann nicht jeder machen.“ (Interview Industrie Management)

12	 „Anfangs und noch zwei Jahre nach der Übernahme durch [Unternehmen] hatten wir noch Lieferan-

ten aus Berlin und dem Umland. Das hat [Unternehmen] mittlerweile zurückgefahren, weil sie halt global 

einkaufen und günstigere Preise realisieren können. Man hat Schritt für Schritt regionalen Lieferanten ab-

gekündigt und versucht es über globale Lieferanten. Es gibt immer noch Lieferanten aus der Region, aber 

es ist weniger geworden.“ (Interview Industrie Betriebsrat)

Abbildung 3

Welche Bedeutung hat für Ihren Betrieb, dass die Zulieferer aus 
der Region Berlin kommen?
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Vor allem bei Dienstleistungen spielen regionale und lokale Lieferanten eine wichtige 
Rolle.



1026 DIW Wochenbericht Nr. 47/2018

Industrie in Berlin

mittlere Unternehmen (KMU) mit Problemen und Risiken 
verbunden ist, die von entsprechenden Entwicklungs- und 
Umsetzungsschritten abhalten können. Dazu gehört bei­
spielsweise die Unsicherheit über zukünftige technische 
Entwicklungen, vor allem bei Lösungen zur Vernetzung zwi­
schen Unternehmen.15 Von InterviewpartnerInnen in klei­
neren Unternehmen wurde auch auf fehlende Ressourcen 
und unzureichendes Wissen hingewiesen; dazu passend 
hatten in der Online-Befragung 47 Prozent der Betriebsräte 
angegeben, dass externe Unterstützung in ihrem Unter­
nehmen zwar nötig, bisher aber noch nicht vorhanden sei. 
Auch eine Untersuchung aus dem Jahr 2016 zeigt, dass ins­
besondere KMU des Verarbeitenden Gewerbes in Berlin 
noch einen erheblichen Nachholbedarf bei der Digitalisie­
rung aufweisen.16

Digitalisierung erfordert einen Wandel der 
Unternehmenskultur

Darüber hinaus betonten verschiedene Interviewte, dass auf 
Digitalisierung beruhende neue Geschäftsmodelle und Pro­
zesse einen unternehmenskulturellen Wandel erfordern. 
Hierbei geht es zum einen um Konflikte zwischen den oft­
mals offenen Standards, die von digitalen Tools genutzt wer­
den, und der häufig praktizierten Abschottung gegenüber 
externen Unternehmen, um Wissensvorsprünge zu bewah­
ren.17 Zum anderen sind unternehmensspezifische Kulturen 
von Führung, Beteiligung und Mitarbeit in den etablierten 
Industrieunternehmen für neue wissensbasierte Geschäfts­
modelle und agilere interne Prozesse oftmals wenig geeig­
net. Zudem müssten bestehende Regelungen zur Bewer­
tung von Arbeitsleistungen und zur Bemessung des Ent­
gelts auf den Prüfstand gestellt werden.18 Derart komplexe 
Veränderungsprozesse können die verfügbaren personel­
len Ressourcen gerade in KMU mit ihren oftmals schlanken 

15	 „Da scheitert es ja auch oft, weil Standards gar nicht da sind. Das ist ein großes Problem für mittel-

ständische Unternehmen, die gerne investieren würden […]. Wenn ich in Digitalisierung investieren soll, 

wo sind die Standards? […] Hat der Standard auch in zehn Jahren noch Gültigkeit? – Das sind die Hinder-

nisse, die ein mittelständisches Unternehmen sieht. Die überlegen sich doch dreimal, ob sie ein Digitalisie-

rungsprojekt aufsetzen, wenn er nicht weiß, ob diese Schnittstelle mit den vielleicht größeren Zulieferun-

ternehmen auch funktioniert und Bestand hat. Die mittelständischen Unternehmen setzen nicht – so wie 

zum Beispiel Siemens – Standards.“ (Interview Wirtschaftsförderung)

16	 In einer Befragung von Unternehmen mit weniger als 250 Beschäftigten gaben zwar 48,5 Prozent der 

Berliner Industrieunternehmen an, dass sie Veränderungen der betrieblichen Wertschöpfungsprozesse 

durch die Digitalisierung erwarten. Aber nur 27 Prozent der Unternehmen verfolgten demnach eine 

Digitalisierungsstrategie. Als häufigste Hemmnisse wurden keine Zeit (18,6 Prozent der Betriebe), hoher 

Investitionsbedarf (12,2 Prozent), Sicherheitsrisiken und Probleme beim Datenschutz (11,6 Prozent) so-

wie unsichere Erfolgsaussichten (11,6 Prozent) benannt. Vgl. Investitionsbank Berlin, Creditreform Berlin 

Brandenburg und Wolfram KG (Hrg.) (2016): KMU-Report Berlin 2016, Wirtschaftslage und Finanzierung.

17	 „Die Industrieunternehmen haben Produkte und Prozesse, die sie betriebsintern halten wollen, die ge-

hen die Konkurrenz nichts an. Aber in der digitalen Welt geht es um Standards und da gibt es verschiedene 

Ansätze, wie man Standards setzen kann: Entweder ist man gut und setzt den Standard durch oder man hat 

die Möglichkeit, über Open Source offene Standards zu setzen. Sehr erfolgreiche Standards in der Internet-

welt sind offen, und die sind auch nur erfolgreich, weil sie offen sind.“ (Interview Wirtschaftsförderung)

18	 „Wissen teilen ist in unserer Generation kein Führungsprinzip. Das ist aber sehr wohl in den Genera-

tionen, die jetzt kommen, Führungsstil. […] Digitalisierung ist der größte Veränderungsprozess, den wir 

durchmachen. […] Da muss man mit einer gewissen Sensibilität – das ist eine kulturelle Frage – rangehen 

und darf nicht die Lebens-und Arbeitsleistungen von Leuten einfach wegwischen. Damit kriegen sie die 

Leute nicht. […] Die Beteiligung der Belegschaft scheint einer der Erfolgsfaktoren für Digitalisierung zu 

sein. […] Was passiert, wenn digitale Assistenzsysteme und digitale Führungsinstrumente auf hierarchi-

sche Organisationen treffen? Das ist schwierig und damit muss man umgehen. Das Thema Führen in der 

digitalisierten Arbeitswelt wird einer der Schlüsselerfolgsfaktoren werden. Damit sind wir bei dem Kultur

thema. Wir beschäftigen uns jetzt intensiv mit der Frage nach den digitalen Assistenzsystemen, wie diese 

Assistenzsysteme die Arbeitsorganisation verändern. Wie verändern Datenbrillen die Eingruppierung an 

den Arbeitsplätzen?“ (Interview Intermediäre)

Wahrnehmung der Chancen und Risiken der 
Digitalisierung

Mögliche Risiken der Digitalisierung, zum Beispiel durch 
Beschäftigungsabbau und mangelnden Datenschutz, wur­
den in den Interviews zwar auch angesprochen, traten hin­
ter den Chancen aber deutlich zurück. Dies galt auch für 
die interviewten Betriebsratsmitglieder, die teilweise sogar 
raschere Fortschritte über Versuche und Pilotprojekte hinaus 
einforderten, weil sie die Digitalisierung als nächsten Innova­
tionsschritt sehen, um im Berliner Betrieb die Wettbewerbs­
fähigkeit zu erhalten und die Beschäftigung zu sichern.13 Im 
Hinblick auf mögliche Risiken für das Beschäftigungsvolu­
men werden solche Einschätzungen auch bestätigt durch 
Forschungsergebnisse, nach denen das Substituierungs­
potential von menschlicher Arbeit durch Digitalisierung im 
Verarbeitenden Gewerbe Berlins deutlich niedriger liegt als 
im bundesweiten Durchschnitt.14

Immerhin gaben aber auch 26 Prozent der Betriebsrats­
mitglieder in der Online-Befragung an, dass das Thema 
Digitalisierung in ihrem Betrieb keine Rolle spielt. In den 
Interviews wurde eine große Spannweite von unterschied­
lichen Entwicklungsständen von Digitalisierungsstrategien 
sichtbar: Diese reichten von lediglich ersten Überlegungen 
bis zu mittlerweile vollzogenen Investitionen und umfass­
ten in technischer Hinsicht ein breites Feld von Assistenz­
systemen über weitreichende Vernetzungslösungen bis hin 
zu neuen Geschäftsmodellen, bei denen traditionelle Indus­
trieprodukte um datenbasierte Services ergänzt werden.

In den bestehenden Produktionsbetrieben wiesen zudem 
einige Interviewte, die vor allem, aber nicht ausschließlich 
in Großunternehmen tätig sind, auf den Aufbau von speziel­
len neuen Organisationseinheiten in Form von Inkubatoren, 
Acceleratoren oder Innovation Labs durch ihre Unterneh­
men in Berlin hin. Mit Hilfe dieser soll die Digitalisierung 
zur Entwicklung neuartiger Geschäftsmodelle genutzt wer­
den, indem eine Zusammenarbeit zum Beispiel mit Start­
ups gesucht wird. Dabei bestehen offenkundig nur wenige 
Berührungspunkte zwischen diesen neuen Organisations­
einheiten und den in Berlin bereits bestehenden Produk­
tionswerken: So kann es vorkommen, dass diese neuen spe­
zialisierten Organisationseinheiten und bestehende Produk­
tionswerke vollkommen unabhängig voneinander externe 
Partner für Digitalisierungslösungen im Bereich von Fer­
tigungsverfahren, Produktionsprozessen oder projektbezo­
genen Produktentwicklungen suchen.

In vielen Interviews wurde betont, dass die Digitalisierung 
für Unternehmen generell und insbesondere für kleine und 

13	 „Die Themen Digitalisierung und Industrie 4.0 – man hat den Eindruck, dass wir tatsächlich an allen 

Enden dieses Thema voranbringen wollen. […] Was wir als Betriebsräte bemängeln ist, dass wir nicht 

sehen, dass wir das auch flächenmäßig an den Standort kriegen.“ (Interview Industrie Betriebsrat) „Ich 

sehe Industrie 4.0 – die Innovation müssen wir hier mit als erstes nutzen, um den Standort hier zu halten. 

Wie der dann auch immer aussieht.“ (Interviewpartner Industrie Betriebsrat)

14	 Vgl. Katharina Dengler, Britta Matthes und Gabriele Wydra-Somaggio (2018): Digitalisierung in den 

Bundesländern Regionale Branchen- und Berufsstrukturen prägen die Substituierbarkeitspotenziale. 

IAB Kurzbericht 22/2018, Nürnberg. Die Einschätzung der Substituierbarkeit basiert in dieser Unter

suchung auf einer technischen Bewertung und berücksichtigt keine Rentabilitätsüberlegungen.
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Ansatz sein. Hierzu müssten bereits bestehende Industrie­
betriebe einen Anreiz bekommen, ihre Produktion am Stand­
ort Berlin zu erhalten oder sogar auszuweiten. Auf der kon­
zeptionell-operativen Ebene dürfte hierfür eine Cluster­
förderung in Berlin und Brandenburg für viele Themen 
der richtige Handlungsrahmen sein. Die derzeitige Cluster­
förderung beschränkt sich in der Region allerdings weit­
gehend darauf, Unternehmen verwandter Branchen zusam­
menzuführen und diesen bei fachlichen Diskussionen oder 
Projektentwicklungen einen organisatorischen Rahmen 
bereitzustellen.

Eine Weiterentwicklung der Clusterförderung sollte eine stra­
tegisch angelegte Zusammenführung von Projektkonsortien 
beziehungsweise ein Management von Projekten beinhalten. 
Spezielle Angebote zur Bestandsentwicklung sollten zudem 
auf die besonderen Bedingungen von KMU ausgerichtet wer­
den, damit diese besser von den Technologiegebern in Ber­
lin profitieren. Die Unterstützung zu möglichst verschiede­
nen Fragen wie zum Beispiel der Suche nach Kooperations­
partnern, der Nutzung von Finanzierungsmöglichkeiten im 
Rahmen öffentlicher Förderprogramme oder der Qualifizie­
rung der Beschäftigten könnten im Sinne eines One-Stop-
Shops so gebündelt werden. In diesem Zusammenhang 
sollten auch Lösungen entwickelt werden, um die bisher 
weniger ausgeprägte Zusammenarbeit von KMU mit Start­
ups zu fördern.

Im Zuge einer Industriepolitik, die in fachlicher Hinsicht 
über die Clusterförderung hinausreicht, könnte die Förde­
rung Berliner Industriebetriebe in Leuchtturmprojekten 
mit Initiativen zur Stadtentwicklung verbunden werden. 
Ein Beispiel könnte die Nutzung öffentlicher Investitionen 
zur Umsetzung verkehrspolitischer Ziele (zum Beispiel der 
Ausbau des intermodalen Verkehrs) und für die Entwicklung 
und Produktion entsprechender technologischer Lösungen 
in den relevanten Bereichen sein.

Managementstrukturen und in vielen Fällen ohne freige­
stellte Betriebsräte überfordern. Bei Themen wie Verände­
rungen von Organisationsstrukturen, Entgeltregelungen, 
innerbetrieblichem Datenschutz und Qualifizierung entsteht 
durch die gesetzliche Mitbestimmung oftmals ein Bedarf der 
Abstimmung mit dem Betriebsrat, was dann mitunter von 
Unternehmensleitungen als zeitliches Hemmnis im Ver­
gleich zu Standorten im Ausland gesehen wird.19

Fazit: Clusterförderung fokussieren und 
Angebote für KMU ausbauen

Die Berliner Industriestruktur wird geprägt von einer Viel­
zahl kleinerer Unternehmen einerseits und einem hohen 
Gewicht extern gesteuerter Großbetriebe andererseits. Für 
eine Metropole weist Berlin innerhalb des Verarbeitenden 
Gewerbes vergleichsweise wenig Forschung und Entwick­
lung sowie zentrale Leitungsfunktionen auf. Gleichwohl 
wird die Anwesenheit von Technologiegebern – gerade auch 
zu verschiedenen Themen der Digitalisierung in Geschäfts­
modellen und Produktionsprozessen – in der Industrie als 
besonderes Potential Berlins eingeschätzt; KMU haben 
hierzu bisher jedoch einen schlechteren Zugang als große 
Unternehmen. Externe Industrieunternehmen sehen Berlin 
vielfach als besten Standort für die Ansiedlung von ausge­
lagerten Forschungs- und Entwicklungszentren, den Aufbau 
von Angeboten spezieller Dienstleistungen oder Demons­
trationsprojekte; die Wertschöpfung durch Produktion fin­
det dann aber oft woanders statt.

Wenn in Berlin die industrielle Produktion gefördert wer­
den soll, kann dabei die Bestandsentwicklung ein zentraler 

19	 „Dann sind wir zusätzlich noch dabei, Arbeitsschritte zunehmend zu automatisieren. Was sich auto-

matisieren lässt, werden wir auch automatisieren: [Beschreibung von beabsichtigter Automatisierung, 

d.V.] Bei solchen Veränderungen ist der Standort Berlin im Vergleich zu anderen Standorten aufgrund der 

Rahmenbedingungen – zum Beispiel Abstimmung mit dem Betriebsrat – langsamer.“ (Interview Industrie 

Management. Das Unternehmen hat weitere Standorte in Europa, Nordamerika und Asien.)
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Die Bundesregierung hat eine Wohnraumoffensive angekündigt 

und in der laufenden Legislaturperiode den Bau von insgesamt 

1,5 Millionen Wohnungen versprochen. Neben zusätzlichen 

Millionen für den sozialen Wohnungsbau und dem bereits 

eingeführten Baukindergeld sollen Sonderabschreibungen für 

mehr Mietwohnungsbau sorgen.

Darüber hat der Finanzausschuss am Montag beraten. Ziel ist 

es einerseits, mehr Wohnungen zu bauen, andererseits Wohn-

raum im „bezahlbaren“ Segment zu schaffen. Wenn die Bau- be-

ziehungsweise Anschaffungskosten die Grenze von 3 000 Euro 

je Quadratmeter – die Kosten für das Bauland herausgerech-

net – nicht überschreiten, können die Kosten in den ersten vier 

Jahren zu 28 Prozent abgeschrieben werden.

Aber ob diese Maßnahmen tatsächlich ihr Ziel erreichen, darf 

bezweifelt werden. Stattdessen ist zu befürchten, dass die 

Maßnahmen zu weiter steigenden Bau- und Immobilienpreisen 

sowie räumlichen Fehllenkungen führen. Einige dieser Aspekte 

können mit Änderungen im Entwurf geheilt werden. Anderen 

kann nur dann begegnet werden, wenn zusätzliche Maßnahmen 

getroffen werden, insbesondere Bauland bereitgestellt und 

kommunale Planungskapazitäten in den Bauämtern wiederauf-

gebaut werden.

Derzeit mangelt es zwar gerade in Städten an Wohnraum, aller-

dings fehlen dort weder Investoren, noch notwendiges Kapital 

für die Finanzierung. Allein deshalb sind hohe Mitnahmeeffekte 

bei einer weit gefassten steuerlichen Förderung wahrscheinlich. 

Aber die Förderung wird auch in Regionen gewährt, in denen 

offensichtlich kein Wohnungsmangel besteht und die weit ab 

der Zentren liegen, die Entlastung in der Peripherie brauchen. 

Und genau dort entfaltet die Förderung ihren größten Anreiz: 

Wo die Bodenpreise nicht ins Gewicht fallen, ist die Förder

rendite insgesamt höher und darüber hinaus der Anreiz, mehr 

in die abschreibungsfähigen Kosten der Gebäude zu investie-

ren. Es wird also nicht der Effekt erzielt, dass Wohnungen im 

unteren Preissegment und in den Ballungsgebieten gebaut 

werden, sondern vielmehr dass mehr teurere Wohnungen 

errichtet werden.

Der daraus folgende Nachfrageimpuls könnte in der derzeitigen 

konjunkturellen Lage zudem kontraproduktiv sein, wenn sich 

dadurch Bauleistungen weiter verteuern. Und auch die Knapp-

heit beim Bauland lässt erwarten, dass eine zusätzliche Nach-

frage den bereits jetzt kräftigen Preisauftrieb weiter befeuert.

Neben mehr Wohnraum sollen die Steueranreize auch zu 

Umlenkungen der Investitionen in das mittlere bis untere Preis-

segment führen. Da aber sowohl die maßgeblichen Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten selbst in den großen Städten 

teilweise weit unterhalb der gezogenen Grenze von 3 000 Euro 

liegen, dürfte dieser Effekt weitgehend ausbleiben. Denn die 

meisten Investoren kommen trotz dieser Hürden in den Genuss 

der staatlichen Unterstützung, ohne ihr Vorhaben verändern zu 

müssen. Diese Fehlkonstruktionen ließen sich heilen. Denn es 

muss nicht bei den bundesweiten Einheitswerten bleiben, die 

derzeit im Gesetzentwurf stehen.

Ein zentrales Problem sind fehlende Flächen für Neubauten. 

Ohne diese Flächen dürften zumindest in den Städten kaum 

zusätzliche neue Wohnungen auf den Markt kommen. Erfolgs

versprechender erscheint daher eine Förderung von Maßnah-

men im Bestand wie das Aufstocken von Häusern sowie das 

Füllen von Baulücken. Dies wären Möglichkeiten, Wohnraum 

zu schaffen, ohne bereits aktive Investoren aus dem Markt zu 

drängen.

Anstelle der geplanten Abschreibungen erscheint es gerade 

bei Bestandsmaßnahmen aber sinnvoll, Zuschüsse oder auch 

Kreditabsicherungen als Ersatz für möglicherweise fehlendes 

Eigenkapital zu gewähren. Eine so gestaltete Förderung könnte 

einen sinnvollen Beitrag zur Lösung des Wohnungsmarktpro

blems leisten.

Dieser Beitrag ist am 19. November 2018 auf Zeit online erschienen.
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